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Editorial
Liebe Leserinnen und Leser,

Bundeskanzlerin Merkel erinnerte am 25. Oktober
2012, als das Mahnmal fir die von den Nazis
ermordeten Roma und Sinti in Berlin eingeweiht
wurde, an die Verpflichtung, die Wirde des Men-
schen zu achten. Fast zeitgleich aul3erte sich der
CDU-Innenpolitiker Bosbach in den Dortmunder
Ruhrnachrichten: ,Viele Stadte haben die Grenze
ihrer Aufnahmefahigkeit erreicht. Bundesinnen-
minister Friedrich (CSU) unterstellte den in diesen
Monaten aus Mazedonien und Serbien nach
Deutschland kommenden Roma Asylmissbrauch,
denn sie seien ,Wirtschaftsflichtlinge. Damit
unterschlug er in seiner Stellungnahme ihre sys-
tematische Diskriminierung sowie die menschen-
unwurdigen Lebensbedingungen in ihren Her-
kunftslandern und widersprach indirekt der Forde-
rung der Kanzlerin, die Wurde der Menschen zu
achten.

Die Aussagen der Politiker Bosbach und Friedrich
erinnern fatal an die gesellschaftlichen Diskurse
zu Beginn der 1990er Jahre, als im Vorfeld der
beabsichtigten Anderungen des liberalen Asylge-
setzes die Bilder vom angeblich ,vollen Boot* und
den begrenzten Aufnahmekapazitdten beschwo-
ren wurden. Am 6. Dezember 1992 endete der
Streit um die geplanten Anderungen mit dem par-
teilibergreifenden (CDU/CSU, SPD und FDP) sog.
Asylkompromiss, der mit seiner Verabschiedung
im Bundestag am 26. Mai 1993 de facto zur Ab-
schaffung des liberalen Asylrechts in Deutschland
fuhrte. Drei Tage spater, am 29. Mai, brannte das
Haus der Familie Geng in Solingen, finf Frauen
der Familie kamen ums Leben.

Bei der Tagung des IDA-NRW und der Mobilen
Beratung im Regierungsbezirk Minster. Gegen
Rechtsextremismus, fur Demokratie (mobim) im
September dieses Jahres zur Rechten Gewalt in
Deutschland erinnerten wir an die Pogrome von
Rostock-Lichtenhagen, die sich im September
zum 20sten Mal jahrten, und analysierten diese
Gewalt aus verschiedenen Perspektiven. Wichtige
Beitrage der Tagung und daruber hinausgehende
Analysen wurden fiir diese Ausgabe des Uber-
blicks zusammengestellt. Ich danke meinen Kol-
legen Heiko Klare und Michael Sturm von mobim
nicht nur fir die wunderbare Zusammenarbeit im
Rahmen der Tagung, sondern auch fir die Erstel-
lung dieser Ausgabe des Uberblicks. Euch und
allen anderen Kolleglnnen, mit denen ich in die-
sem Jahr ,an einem Strang ziehen konnte“, méch-
te ich an dieser Stelle besonders danken und
wunsche allen Leserinnen und Lesern ein gutes
Jahr 2013.

Herzliche Grife, Anne Broden
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Rechte Gewalt in Deutschland
Dimensionen — Wahrnehmungen —
Diskurse

Beitrage zur Tagung

Am 7./8. September 2012 diskutierten zu diesem
Thema im Geschichtsort Villa ten Hompel in
Munster auf Einladung von mobim und IDA NRW
knapp 50 Teilnehmerlnnen mit Andrea RoOpke
(Fachjournalistin und Sachverstéandige im NSU-
Untersuchungsausschuss des Bundestages), Dr.
Stefan Dierbach (Lehrer und Publizist), Bianca
Klose (Leiterin der Mobilen Beratung gegen
Rechtsextremismus in Berlin und Geschéaftsfuhre-
rin des Vereins fir Demokratische Kultur e. V.)
und Dr. Mehmet Ata (Journalist). In dieser Ausga-
be des Uberblicks versuchen wir die zentralen
Thesen der Tagung zu dokumentieren, Leerstel-
len aufzudecken und davon ausgehend neue
Fragen aufzuwerfen, die rund zwanzig Jahre nach
den rassistischen Brandanschlagen und Pogro-
men in West- und Ostdeutschland auch die Erin-
nerungsarbeit in den Blick nehmen.

»Diese Frage stellte sich nicht wirk-
lich..."
Zur Diskussion um Rechte Gewalt in

Deutschland
Heiko Klare & Michael Sturm

,Die Langeweile von sechs Jugendlichen [...] hat-
te leicht eine lange Weile hinter Gittern zur Folge
haben kénnen. Im April hatten sie gemeinsam ei-
nen Molotow-Cocktail gebaut und auf den Balkon
eines Hauses, in dem albanische Asylbewerber
leben, geworfen. Zu ihrem Gliick haben die 15-
bis 21-Jahrigen dabei nur eine Matratze in Brand
gesetzt. Verletzt wurde niemand. Vor dem Amts-
gericht [...] wurden sie gestern wegen besonders
schwerer versuchter Brandstiftung, Sachbescha-
digung und VerstoRes gegen das Waffengesetz
zu Sozialstunden verurteilt [...]. Nur der einzige
erwachsene Téater erhielt eine Freiheitsstrafe [...].
Zudem missen alle sechs ein Anti-Gewalt-Trai-
ning absolvieren und sich bei der albanischen
Familie entschuldigen. Alle zeigten sich einsichtig
und reumutig. Im Zuge der Ermittlungen war ein
rechtsextremer Hintergrund der Tat ausgeschlos-
sen worden. Stattdessen fielen die Begriffe Lan-
geweile, Dummheit, Leichtsinn. [...]“1

Im November 2012 erschien diese Zeitungsmel-
dung im Munsterland. Sie bezieht sich auf einen
Prozess gegen sechs Jugendliche und junge Er-

1 Die Zitate entstammen der Lokalzeitung der Region. Auf die
genaue Nennung des Ortes wird im Folgenden bewusst ver-
zichtet, weil es nicht um die Stigmatisierung eines Gemeinwe-
sens, sondern um die Darstellung einer ortsungebundenen
Struktur bzw. Problemlage gehen soll.

wachsene, der Uber die Region hinaus kaum
wahrgenommen wurde. Zwar hatten die Tater in
ihren ersten Aussagen auch davon gesprochen,
dass ,Auslander” in einem ,kleinen Dorf nichts zu
suchen“ hatten und sich schwarz gekleidet auf
den Weg ,zu den Albanern® gemacht — dennoch
war es sowohl den Verteidigerlnnen wie auch
dem Staatsanwalt und dem Richter offenbar ein
Anliegen, den Verdacht eines ,rechtsradikalen
Hintergrunds® auszuschlieRen, wie in der Lokal-
zeitung zu lesen war: ,Rechtsextrem oder nicht?
Diese Frage stellte sich am Montag im Amtsge-
richt [...] nicht wirklich. [...] Langeweile, Leicht-
sinn, Dummbheit — diese Begriffe nutzte der vorsit-
zende Richter, um das Tatmotiv zu umreif3en.”

Gerade dass es sich bei den Tatern nicht um or-
ganisierte Neonazis handelt, sondern um sechs
junge Leute aus der ,Mitte der Gesellschaft®, wirft
Fragen auf, die auch im Rahmen der Tagung
.Rechte Gewalt in Deutschland. Dimensionen —
Wahrnehmungen — Diskurse® thematisiert wurden:
Was heifldt ,Rechte Gewalt*? Wo beginnt sie und
wie wird Uber Taterlnnen, Opfer sowie ihre Kon-
texte und gesellschaftlichen Resonanzraume ge-
sprochen? Welche Konsequenzen hat das fur die
praktische und wissenschaftliche Auseinanderset-
zung mit Rechtsextremismus und Rassismus?

Was bedeutet ,Rechte Gewalt*?

Wie ist aber nun ,Rechte Gewalt® zu definieren,
auch vor dem Hintergrund des eingangs beschrie-
benen Falls von sechs jungen Minsterlandern, in
dem keine Mitgliedschaft in einer neonazistischen
Vereinigung oder ein ideologisch-geschulter Hin-
tergrund der Tater festzustellen ist? In der behord-
lichen Definition ,politisch motivierte Kriminalitat*
heillt es hierzu, dass neben den ,klassischen
Staatsschutzdelikten“ (wie z. B. Volksverhetzung
oder Propagandadelikien) auch Straftaten der
JAllgemeinkriminalitat® (also etwa Gewalttaten wie
Tétungs- und Korperverletzungsdelikte, Brandstif-
tung oder Widerstandsdelikte) dann zur politisch
motivierten Kriminalitdt zahlen, wenn ,in Wirdi-
gung der gesamten Umsténde der Tat und/oder
der Einstellung des Taters Anhaltspunkte dafir
gegeben sind, dass sie [...] sich gegen eine Per-
son wegen ihrer politischen Einstellung, Nationali-
tat, Volkszugehorigkeit, Rasse, Hautfarbe, Religi-
on, Weltanschauung, Herkunft oder aufgrund ih-
res auleren Erscheinungsbildes, ihrer Behinde-
rung, ihrer sexuellen Orientierung oder ihres ge-
sellschaftlichen Status richten (sog. Hasskriminali-
tat) [...]* (BMI 2012, 25f.).

Diese offizielle Definition, die 2001 von der In-
nenministerkonferenz eingefuhrt wurde, erfasst
Rechte Gewalt in einer erweiterten Perspektive —
nicht nur ,verfassungsfeindliche®, sondern auch
rassistische Gelegenheitstaterinnen werden hier
einbezogen. Obwohl es seit mehr als zehn Jahren
staatlicherseits eine weit gefasste Definition Rech-
ter Gewalt gibt, wird diese offenbar in der Praxis
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selten angewandt oder ist nur wenig bekannt.
Nicht zuletzt der langjahrige Streit um die Ge-
samtzahl der Todesopfer durch Rechte Gewalt
seit 19902 zeigt, dass es auch nach der Einflh-
rung des neuen Definitionssystems zumindest in
der Umsetzungspraxis offene Fragen gibt.

Soll diese Definition im Folgenden fiir unsere Be-
trachtungen nutzbar gemacht werden, missen
zwei Punkte genauer beleuchtet werden. Zum ei-
nen scheint vor diesem Hintergrund das ebenfalls
behoérdlicherseits angewandte Extremismuskons-
trukt zur Einordnung politisch motivierter Strafta-
ten wenig hilfreich. Schon in der offiziellen Defini-
tion geht es offenbar nicht allein um die ,aktiv
kdmpferische Haltung“ gegen den Staat — also
das, was als verfassungswidrig beschrieben wird
—, sondern um die in der neueren Forschung als
.gruppenbezogene Menschenfeindlichkeit* (Heit-
meyer 2002) oder als ,rechtsgerichtet, undemo-
kratisch und inhuman® (Stéss 2010, 19) gefassten
Einstellungsmuster beziehungsweise Motivatio-
nen. Die Einordnung von Straftaten oder Perso-
nengruppen auf einer starren Skala in die ,gute®,
weil demokratische Mitte und die ,extremistisch-
en“ Rander erscheint so als holzschnittartiger Ver-
such, gesellschaftliche Realitdt und Dynamik ab-
zubilden und muss als nicht zielfUhrend, wenn
nicht gescheitert gelten.

Zum anderen sollte der einer Definition zugrunde
liegende Politikbegriff insofern erweitert werden,
dass die Taterlnnen keiner ausformulierten Ideo-
logie als Grundlage bedirfen, um politisch han-
deln zu kénnen. In der extremen Rechten zeigt
sich dies am Vorrang von ,Aktion“ und ,Tat“ ge-
genuber theoretisch fundierten Konzepten. Unhin-
terfragte Bezugspunkte sind hier in der Regel
eher bestimmte Topoi wie ,Volk¢, ,Nation
-Kampf‘ oder ,Schicksal®, die auch in der Mentali-
tat der Mehrheitsgesellschaft ihre Entsprechung
finden (vgl. Lenk 2005, 19ff.). In diesem Sinne wa-
ren Aussagen, die sich zwar auf eine rassistische
Gedanken- und Begriffswelt beziehen, aber nicht
direkt ideologisch begriindet sind, als politisch zu
werten.

Stephan Dierbach hat im Rahmen seines Vortrags
eine Definition vorgelegt, die auf der Basis eines
solchen Politikverstdndnises die oben genannte
um einen wichtigen Punkt erweitert: ,Ein Mensch
ist dann ein rechter Gewalttater, wenn er andere
zu Opfern macht, weil diese den Kriterien eines
aktuellen und/oder historischen Feindbildes
rechtsextremistischer Politik entsprechen.” (vgl.

2 Die Bundesregierung zahlt im genannten Zeitraum 60 To-
desopfer Rechter Gewalt, zu denen auch die durch den NSU
erschossenen Personen zahlen (vgl. Bundestags-Drucksache
17/7161 bzw. 17/8958). Die Amadeu Antonio Stiftung doku-
mentiert im Onlineportal ,Mut gegen Rechte Gewalt* 182
Todesopfer seit 1990 (Stand: 23.11.2011) http://bit.ly/ul8IUX),
die ZEIT fasst eigene Zahlungen sowie die bis 2003 von Ta-
gesspiegel und Frankfurter Rundschau erfassten Zahlen zu-
sammen und kommt auf insgesamt 149 Todesopfer http://-

bit.ly/cPIRET).

Dierbach 2010) Die Zuschreibung bestimmter
Eigenschaften oder Handlungen durch die Téte-
rinnen an die Opfer ist also eine zentrale Katego-
rie in der Definition Rechter Gewalt — das tatsach-
liche Verhalten der Opfer spielt fir die Taterlnnen
keine Rolle. Zu diskutieren bleibt dartber hinaus
allerdings die Einordnung und notwendige Diffe-
renzierung der unterschiedlichen Auspragungen
von Gewalthandlungen beziehungsweise den be-
teiligten Akteurlnnen, die von rechter Alltagsge-
walt Uber die Taten militanter Neonazis sowie den
bereits genannten rassistischen Gelegenheitstate-
rinnen. An dieser groben Aufzahlung wird deut-
lich: Eine verengte Sicht auf ,Rechte Gewalt* wird
den vielfaltigen Phanomenen und Zusammen-
hangen nicht gerecht.

Dimensionen und Wahrnehmungen Rechter
Gewalt — , Feierabendterrorismus” und Entpo-
litisierung als Entlastung

Nicht zuletzt die Einengungen hinsichtlich der
Wahrnehmung und Definition von Rechter Gewalt
auf Extremistinnen®, die sich offen und ideolo-
gisch-politisch begriindet zu ihren Absichten be-
kennen sowie die Entpolitisierung rechter Alltags-
gewalt fuhrte — und flhrt — nach Stephan Dier-
bach zu einem ,Credo der Entlastung“. Die Di-
mensionen rechten Terrors in Deutschland sind
von Behorden, aber auch weiten Teilen der Me-
dien und der (Zivil-)Gesellschaft lange Zeit nicht
ernst genommen worden. Andrea Répke wies in
ihrem Vortrag darauf hin, dass noch 2004 in ei-
nem als geheim eingestuften Bericht des Bundes-
amtes fir Verfassungsschutz zur ,Gefahr eines
bewaffneten Kampfes deutscher Rechtsextremis-
ten* nur vor einem mdglichen ,Feierabendterro-
rismus®, der sich eher gegen Objekte als Perso-
nen richte, gewarnt wurde (vgl. etwa auch Ropke
2012, 8). In den offiziellen Berichten der Verfas-
sungsschutzbehorden heilt es noch bis in das
letzte Jahr lapidar: ,Auch 2010 waren in Deutsch-
land keine rechtsterroristischen Strukturen fest-
stellbar. Rechtsextremistische Gewalt wird Uber-
wiegend spontan begangen. (BMI 2011, 57)
Roépkes Darstellung der Entwicklungslinien, Ver-
netzungen und Akteurlnnen extrem rechter Ge-
walt in Deutschland seit den frihen 1970er Jahren
zeigte hingegen, dass die Dimensionen Rechter
Gewalt durchaus schon friher hatten ernst ge-
nommen werde missen. Zu dieser Zeit entstan-
den die ersten neonazistischen Aktions- und
Wehrsportgruppen, die Anschlage und Gewaltta-
ten verlbten. So formierte sich neben der Aktions-
front Nationaler Sozialisten, die stilistisch und ha-
bituell an die historische SA anzuknipfen ver-
suchte, die Wehrsportgruppe Hoffmann, aus de-
ren Reihen nicht zuletzt der Sprengstoffanschlag
auf das Oktoberfest in Minchen im September
1980 verUbt wurde, bei dem 13 Menschen ums
Leben kamen.
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Seit Anfang der 1990er Jahre nahm extrem rechte
Gewalt im nunmehr wiedervereinigten Deutsch-
land neue Dimensionen an. Allein zwischen Janu-
ar 1990 und September 1991 kamen zwoélf Men-
schen durch Rechte Gewalt ums Leben. Dabei la-
gen deren Schauplatze, anders als es die oftmals
klischeehaften Vorstellungen von ,national befrei-
ten Zonen® in Ostdeutschland nahe legen, nicht
nur in den Neuen Bundeslandern. Rassistische
Ubergriffe ereigneten sich auch im Westen, wie
die morderischen Brandanschlage in Mdlin (1992)
und Solingen (1993) sowie die Angriffe auf Fllicht-
lingsheime nach den Ausschreitungen von Hoy-
erswerda (1991) etwa in Munster, Essen oder Ha-
gen verdeutlichen. Daneben traten immer wieder
militante, bisweilen international agierende Neo-
nazinetzwerke in Erscheinung, wie Andrea Répke
am Beispiel des Blood & Honour-Netzwerkes illus-
trierte, dessen deutsche Sektion im Jahr 2000
durch das Bundesinnenministerium verboten wur-
de. In den Publikationen von Blood & Honour und
dem militanten-terroristischen Arm Combat 18
wurde (und wird) offen zum bewaffneten Kampf
aufgerufen: ,Man darf nicht vergessen, dass wir
im Krieg sind mit diesem System und da gehen
nun mal einige Bullen oder sonstige Feinde
drauf.“ Die Sozialisation der NSU-Mitglieder und
des weitreichenden Unterstutzerlnnennetzwerks
habe innerhalb dieser politischen Strukturen statt-
gefunden, deren szeneinternen Feindbilder, Co-
des und Vorbilder bis heute funktionieren und so-
wohl in der NPD wie in den Strukturen der Freien
Kameradschaften beziehungsweise Autonomen
Nationalisten aktualisiert und tradiert werden. In
Anbetracht der Kontinuitat organisierter neonazis-
tischer Militanz und von Teilen der Szene klar
formulierter strategischer Ausrichtungen scheint
der Umgang der Strafverfolgungsbehérden und
Inlandsgeheimdienste mit den Strukturen und Ak-
teurlnnen Rechter Gewalt Répke zufolge oft we-
nig nachvollziehbar. Aber auch die Beziige zu den
gesellschaftlichen und politischen Diskursen kon-
nen nicht ausgeblendet werden: Die scharf ge-
fuhrten Debatten um Asylrecht oder Integration
sind Resonanzraum fir die sich als ,Vollstrecker
des Volkswillens* sehenden rassistischen Gewalt-
taterlnnen.

Wahrnehmungen Rechter Gewalt nach der
NSU-(Selbst-)Aufdeckung

In Anbetracht der von Fachjournalistinnen gezahl-
ten bis zu 182 Opfer Rechter Gewalt in Deutsch-
land seit der Wiedervereinigung (Mut gegen
Rechte Gewalt 2011) und der Diskussionen um
die Dimensionen rechten Terrors durch den NSU
sollte es nahe liegen, extrem rechte beziehungs-
weise rassistische Gewalttaten als solche zu be-
nennen. Die anhand der eingangs zitierten Zei-
tungsartikel wie auch der Thesen von Stephan
Dierbach deutlich gemachte ,strukturelle Abwehr*
gegenliber der Thematisierung Rechter Gewalt

innerhalb ihrer Kontexte und ihres gesellschaftli-
chen Resonanzrahmens flhrt allerdings zu einer
Schieflage der Diskussion, auf die Bianca Klose in
ihrem Beitrag aufmerksam gemacht hat: Rechts-
extremismus und Rechte Gewalt werden in
Deutschland auch (oder vor allem) nach dem
4. November 2011 als sicherheitspolitisches Prob-
lem wahrgenommen.

Zwar gibt es gute Griinde, nach dem Versagen
der Behorden uber die Sicherheitsarchitektur der
Bundesrepublik zu diskutieren. Aktuell wird aber
eher eine Ausweitung von Kompetenzen und Res-
sourcen der Verfassungsschutz- und Polizeibe-
hérden umgesetzt. Nicht nur die unkritische Auf-
wertung der bestehenden Strukturen in Verbin-
dung mit der Aufweichung des Trennungsgebotes
von Polizei und Geheimdiensten, etwa in Gestalt
des neu eingerichteten ,Gemeinsamen Extremis-
mus- und Terrorismusabwehrzentrum zur Be-
kadmpfung des Rechtsextremismus/-terrorismus,
des Linksextremismus/-terrorismus, des Auslan-
derextremismus/-terrorismus und der Spionage/
Proliferation® (GETZ), stimmt hier nachdenklich —
denn die Unterstitzung der zivilgesellschaftlich
orientierten Auseinandersetzung mit dem Rechts-
extremismus wird nicht etwa ausgeweitet, son-
dern droht zu versiegen. Die schon jetzt prekar
ausgestatteten Bundesprogramme zur Férderung
der zivilgesellschaftlichen Auseinandersetzung mit
Rechtsextremismus/Rassismus enden 2013. Da-
mit steht die vielfaltige, politisch unabhangige
Landschaft von Initiativen und professionellen Un-
terstitzungsstrukturen, die sich in Deutschland fir
Demokratie und gegen Rechtsextremismus ein-
setzen, vor dem Aus — der Grofteil der Bera-
tungsangebote, Modellprojekte, Initiativen oder
Aktionsplane ist auf die ohnehin durftige Unter-
stitzung durch Bundesmittel angewiesen.

Die Rolle der Zivilgesellschaft wird zwar immer
wieder in politischen ,Sonntagsreden® betont — so
etwa von Bundeskanzlerin Merkel anlasslich der
Gedenkveranstaltung fiir die Opfer des NSU am
23. Februar 2012 in Berlin. Ob diese kritische Of-
fentlichkeit aber tatsachlich gewlinscht ist oder die
Gesellschaft ,noch nicht reif* fir eine solche ist,
reflektiert Bianca Klose in ihrem Beitrag. Im Hin-
blick auf rassistische Gelegenheitstaterinnen zeigt
das Eingangsbeispiel aus dem Miunsterland aber
deutlich: Die Frage nach der Motivation (,Rechts-
extrem oder nicht?“) stellte sich ,nicht wirklich® —
weil sie niemand stellen will?

Blinde Flecken? — Das Problem heil3t Rassis-
mus

Die bisherigen Ausfiihrungen verweisen auf un-
terschiedliche ,Blinde Flecken® in der Auseinan-
dersetzung mit Rechter Gewalt in Deutschland.
Hans-Peter Killguss, Leiter der Info- und Bildungs-
stelle gegen Rechtsextremismus im NS-Doku-
mentationszentrum der Stadt Kéln, machte der-
weil in der Tagungsreflexion deutlich, dass auch
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die Diskussionen und Beitrage des Wochenendes
wichtige Fragen offen lieen.

Aus wissenschaftlicher Perspektive, aber auch als
Beitrag zur praktischen Unterstutzung von Opfern,
zur Thematisierung von Gewalttaten im Gemein-
wesen oder zum politischen Umgang, ist die Pra-
zisierung der Definition Rechter Gewalt hinsicht-
lich der Akteurlnnen und ihrer jeweiligen Kontexte
und Hintergriinde zu behandeln. Killguss schlug
hier den Begriff des Milieus vor, mit dem sowohl
die nétigen Differenzierungen moglich waren,
Ubergreifende Einstellungen und Handlungsmoti-
vationen aber durchaus abgebildet werden kénn-
ten.

Zudem sind der stetigen Forderung — vor allem
aus zivilgesellschaftlichen Kontexten — nach Ver-
boten (von Parteien, Organisationen oder etwa
auch Demonstrationen) und ,mehr Repression®
demokratietheoretische Uberlegungen entgegen-
zustellen. Jede Einschrankung demokratischer
Freiheitsrechte, sei die Motivation dafir noch so
nachvollziehbar, hat nicht nur Auswirkungen auf
die extreme Rechte, sondern auf die gesamte
Gesellschaft. Der Ruf nach starkerer Polizeipra-
senz beziehungsweise einer klareren Nutzung der
gegebenen Handlungsspielrdume ist zwar ver-
standlich wie auch in bestimmten Regionen si-
cherlich notwendig und richtig. Gleichwohl darf
dieser nicht die Auseinandersetzung mit den
Rechter Gewalt zugrunde liegenden (gesellschaft-
lichen) Ursachen erschweren oder gar verhindern.
Eine prognostische Forschung auf der Basis der
Erfahrung mit bestehenden Verboten und repres-
siven Malinahmen, wie sie etwa die Forschungs-
stelle Rechtsextremismus und Neonazismus der
FH Dusseldorf anstrebt, konnte hier die entspre-
chende wissenschaftliche Grundlage bieten.
Schlussendlich zeigt das eingangs beschriebene
Beispiel aus dem Munsterland, dass nach wie vor
die De-Thematisierung des Politischen im Um-
gang mit Rechter Gewalt auch ein Jahr nach der
NSU (Selbst-)Aufdeckung die Benennung der Tat-
motive sowie der gesellschaftlichen Kontexte ver-
unmdglicht. Damit einher geht die fehlende Wert-
schatzung und Wahrnehmung der tatsachlichen
oder potentiellen Betroffenen Rechter Gewalt und
ihrer Perspektive. Menschen und Initiativen, die
kritisch Uber Rechte Gewalt berichten, zum The-
ma recherchieren, die Opfer unterstiitzen oder gar
selbst als Betroffene das Wort ergreifen, werden
zudem haufig nicht ernst genommen oder gar kri-
minalisiert. Ein bundesweites Bindnis zivilgesell-
schaftlicher Initiativen, Parteien und Beratungsein-
richtungen macht in ihren Aufrufen daher deutlich:
,=Das Problem heil}t Rassismus®“ — nach wie vor.
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... denn sie wissen, was sie tun“ —
Zur Kritik der Wahrnehmung rechter
Gewalt als ,unpolitische Jugendge-

walt”
Stefan Dierbach

Dieser Beitrag kritisiert die mindestens seit den
1990er Jahren bestehende Tendenz, Rechte Ge-
walt innerhalb der 6ffentlichen Diskussion als ,Ju-
gendgewalt zu thematisieren und ihre Rolle im
Kontext der rechtsextremen Ideologie dadurch
deutlich unter ihrem realen Wert zu verhandeln.
Das geschieht nach Meinung des Autors mit Hilfe
einer auf das Lebensalter bezogenen Kontextuali-
sierung, wobei die Tater_innen in der Hauptsache
als ,Jugendliche“ wahrgenommen werden, die ih-
re Taten ausschlie3lich aus einer altersspezifisch-
en und nicht aus einer politischen Motivation her-
aus begehen. Mit dieser Diagnose wird die spezi-
fische Qualitdt Rechter Gewalt als Mittel des
Kampfes um gesellschaftliche Hegemonie nicht
adaquat erfasst, sondern auf ein padagogisches
und/oder soziologisches Problem reduziert. Das
verweist auf die Notwendigkeit eines ,political
turn innerhalb der Debatte um Rechte Gewalt.
Die zu diesem Zweck entfaltete Argumentation
des Verfassers kann in dem Buch ,Jung-Rechts-
unpolitisch® (vgl. Dierbach 2010) ausfiihrlicher
nachgelesen werden.

Wer sich anlasslich des Jahrestages der Auflo-
sung des ,Nationalsozialistischen Untergrundes®
(NSU) im November 2011 mit der Biographie der
drei Moérder_innen beschaftigt, der stofit auf einen
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Umstand, der Anfang und Mitte der 1990er Jahre
nicht ungewdhnlich gewesen ist: Sie wurden im
Ortlichen Jugendclub mit dem Ansatz der so ge-
nannten ,akzeptierenden Sozialarbeit® betreut.
Dieses padagogische Prinzip basiert auf dem
Kerngedanken, sich als Sozialarbeiter_in nicht um
die Probleme zu kimmern, die von den Jugendli-
chen verursacht werden, sondern in erster Linie
um diejenigen, unter denen sie zu leiden haben.
Zwischen beiden Phanomenen, so die These da-
mals, bestiinde ein direkter kausaler Zusammen-
hang und persdnliche Probleme bei der Lebens-
bewaltigung galten deshalb als hauptsachliches
Motiv fur die Hinwendung zu rechtsextremen Po-
sitionen. Auch die Anwendung von Gewalt wurde
in diesem Zusammenhang als Symptom einer
individuellen Krise gedeutet, die ihre Ursache
nicht in dem Grad der politischen Orientierung auf
Seiten des/der Tater_in, sondern in den negativen
Folgen des gesellschaftlichen Wandels hat.
Dieser Zugang, der damals auch in weiten Teilen
des sozialwissenschaftlichen Mainstreams vertre-
ten wurde, hatte fatale Folgen, die bis in die heu-
tige Zeit den Diskurs Uber Rechte Gewalt malf3-
geblich pragen. Eine davon besteht in der Thema-
tisierung Rechter Gewalt als Problematik einer Al-
tersphase: ,Rechtsextrem motivierte Ubergriffe
werden regelmallig und entgegen aller Kritik als
Jugendgewalt abgetan.“ (Thierse 2011, 10) Der
dabei angelegte analytische Bezug auf den Faktor
»~Jugend” stellt in Hinblick auf das real existierende
Bedrohungspotenzial der Rechten Gewalt eine
bedeutende Entscharfung dar, indem fir die
Gruppe der so genannten ,Jugendlichen® unter-
stellt wird, dass deren Taten nicht das Ergebnis
einer personlichen Entscheidung sind, die auf der
Grundlage eines Bewusstseins Uber Sinn, Zweck
und Ziel einer Handlung anzusehen sind, sondern
diese das Produkt einer unbewussten Umformung
von gesellschaftlich bedingten Problemen seien.
Die Rolle der Ideologie gerat dabei tendenziell
aus dem Blickfeld der Auseinandersetzung. Statt
dessen wird die Thematik nicht selten mit Hilfe
von psychologischen Theorien zu entschlisseln
versucht: ,Nach wie vor gilt, dass rechtsextreme
Gewalt Jugendlicher i. d. R. weniger mit vertieften
Uberzeugungen zu tun hat (...), sondern gruppen-
dynamische Aspekte sind oft als tatgenerierend
anzusehen, gerade bei sehr jungen Tatern, die
durch ihr kriminelles Verhalten ihre Gruppenzuge-
horigkeit stabilisieren wollen.” (Hinrichs 2003, 52)
Die Grunde fur eine rechte Gewalttat sind danach
nicht durch die Absicht und das Ziel zu rekon-
struieren, welches der/die Tater_in damit verfolgt
haben kdnnte (beispielsweise ,Deutschland den
Deutschen — Auslander raus®), sondern ist die
Folge von Impulsen, die sich jenseits politischer
Begrindungen quasi hinter dem Ricken der han-
delnden Subjekte realisieren, eben weil es sich
dabei um ,Jugendliche® handelt.

Doch der Fokus auf Jugendliche ist trigerisch:
Nur ein Drittel der Straftatverdachtigen in diesem
Bereich sind tatsachlich ,Jugendliche® im Sinne
der gesetzlichen Definition, d. h. zwischen 14 und
17 Jahre alt und nur ein sehr kleiner Teil der Ge-
samtmenge aller Jugendlichen wird Gberhaupt als
rechtsextreme/r Gewalttater_in auffallig. Trotzdem
hatte das Deutungsmuster ,rechts = jung + unpoli-
tisch® innerhalb der sozialpadagogischen Praxis
der 1990er Jahre Hochkonjunktur: Rechtsrock,
Nazi-Parolen und rechtsextreme Symbolik wurden
oftmals unkommentiert geduldet und hinsichtlich
ihrer politischen Dimension nicht ernst genom-
men, sondern als alterstypische Fassade eines
brichigen Selbstbildes interpretiert und seitens
der Sozialarbeiter_innen aus diesem Grund auch
nicht aktiv zu dekonstruieren versucht. Ist die
»oturm- und Drang“-Zeit des Jugendalters vor-
Uber, so die stille Hoffnung hinter dieser Haltung,
werde sich das Symptom des Rechtsextremismus
von alleine verfliichtigen.

Der im Jahre 2012 bekannt gewordene Lebens-
weg der drei Akteur_innen der ,Zwickauer Terror-
zelle* macht deutlich, wie falsch diese Annahme
gewesen ist. Was diese Rechtsterrorist_innen
wahrend ihrer Pubertat begannen, inhaltlich richtig
zu finden, das haben sie als junge Erwachsene
konsequent und radikal in die Tat umgesetzt. Die
Adaption und die Integration rechtsextremen Ge-
dankengutes kann deshalb nicht langer als eine
Strategie zur Bewaltigung von Adoleszenzprob-
lemen gelten, die wie von Zauberhand verschwin-
den, wenn diese geldst sind, sondern muss im
schlechtesten Fall als ein sich stetig verfestigen-
der Prozess der politischen Sozialisation verstan-
den werden.

Das Beispiel macht deutlich, in welch hohem Ma-
Re eine adaquate Wahrnehmung solcher Phano-
mene abhangig ist von einer Diagnostik, die in der
Lage ist, zu erfassen, worum es sich dabei ur-
sachlich handelt. Denn bereits der Akt der Benen-
nung ist eine thematische Eingrenzung und damit
wird auch eine inhaltliche Schwerpunktsetzung
vorgenommen: ,Mit der Entscheidung flr eine be-
stimmte Beschreibung des Ausgangsproblems
werden einzelne Aspekte in den Vordergrund ge-
rickt und andere Aspekte ausgeblendet.“ (Kohl-
struck/Kruiger/Kriger 2009, 9) Das unterstreicht
die Bedeutung der begrifflichen Kategorien, mit
deren Hilfe ein Sachverhalt gesellschaftlich etiket-
tiert, klassifiziert und damit der weiteren Ausei-
nandersetzung zuganglich gemacht wird: ,Begriffe
sind keine neutralen Bezeichnungen fiir objektive
Sachverhalte, sondern sie sind wichtige Instru-
mente in der Auseinandersetzung um die Deutung
von gesellschaftlichen Phanomenen. Ob fiir ein
Phanomen Uberhaupt Begriffe existieren, und um
welche es sich handelt, bestimmt mafigeblich mit
dartber, ob und wie dartber diskutiert wird.”
(Schulze/Weber 2011, 13) Das lasst sich am Be-
griff der ,Jugendgewalt‘ besonders gut aufzeigen:



IDA-NRW

Uberblick 4/2012, 18. Jg.

Dieser suggeriert einen Ubergeordneten Zusam-
menhang zwischen all denjenigen Gewaltdelikten,
die von der Polizei innerhalb der Altersklasse
zwischen 14 und 17 Jahren erfasst werden. Abge-
sehen vom Merkmal ,Alter” verbergen sich dahin-
ter allerdings vdllig unterschiedliche Anlasse, For-
men und Begriindungen von Gewalt. Zu der Fra-
ge, wer gegen wen und weshalb Gewalt anwen-
det, kann er deshalb keine differenzierten Antwor-
ten liefern. ,Der Begriff ,Jugendgewalt' existiert als
solcher weder in der Rechtsdogmatik, noch in den
,Deliktkatalogen'. Das, was er phanomenologisch
(héchst unbestimmt) zu beschreiben sucht, kann
also nicht in einem bestimmten Delikt verortet
werden.“ (Suppan 2009, 127) Ungeachtet dessen
wird dieser Begriff weiterhin als quasi-analytischer
Terminus verwendet, mit der Konsequenz, dass
Rechte Gewalt nicht selten mit Anfuhrungsstri-
chen versehen wird, um zu markieren, dass es
sich hierbei nicht um ,echte® politische Gewalt
handelt, sondern um etwas, was nur auf den ers-
ten Blick so aussieht: ,Innerhalb der Forschung
besteht weitgehend Konsens, dass die von der
Polizei in der statistischen Kategorie ,rechte Ge-
walt' zusammengefassten Straftaten nur zu
héchstens einem Funftel tatsachlich ausdrucklich
politisch motiviert sind.“ (Hartel 2009, 5)3 Nach
dieser Ansicht greifen vier Funftel der Gewaltta-
ter_innen ihre Opfer aus purem Zufall an. Daraus
ergibt sich die paradoxe Situation, dass zwar ein
gesellschaftlicher Sachverhalt namens ,Rechte
Gewalt” existiert, die Verursacher_innen der ent-
sprechenden Taten nach Ansicht der Forschung
aber offensichtlich nicht ,rechts“ genug sind, um
als ,politisch motiviert* bezeichnet zu werden.

Solche bizarren Diagnosen gehen an den fir eine
rechte Gewalttat konstitutiv notwendigen Vorbe-
dingungen komplett vorbei: Einen unbekannten
Menschen als ,Auslander_in“ zu identifizieren und
ihn allein dieses Merkmals wegen als Feind wahr-
zunehmen und anzugreifen, setzt auf Seiten des/
der Tater_in den Gebrauch einer politischen Ur-
teilskraft voraus, die unter Anwendung des volki-
schen Konzepts des ,Deutschen” auf der einen

3 Hintergrund dieser Einschatzung ist die Berliner Studie liber
Rechte Gewalt von Kohlstruck/Kriiger/Kriiger (vgl. Kohl-
struck/Kriger/Kriiger 2009), in der die Autor_innen angeben,
dass nur 15% der von ihnen untersuchten Tatverdachtigen
eine politische Motivation besitzen wiirden. Das schlussfol-
gern sie nicht etwa aus Befragungen, sondern allein aus
dem Sachverhalt, dass der Polizei bei ca. 85% dieser Per-
sonengruppe bereits Vorerkenntnisse wegen ,sonstiger”,
d. h. nicht-politischer Straftaten vorliegen wirden. Die For-
scher_innen rechnen nun diese Anzahl aus der Kategorie
LPolitisch motivierte Gewalt” vollstédndig heraus und behaup-
ten, dass ausschlieBlich fiir diejenigen Personen, fiir die kei-
ne Erkenntnisse zur Kategorie ,Sonstige Straftaten“ vorlie-
gen wirden, eine dezidiert politische Motivation anzuneh-
men sei (vgl. ebd., 50). Wie der Rest der Tater_innen das
Kunststick vollbringt, ihre Opfer véllig unabhangig einer ent-
sprechenden Motivation als mdgliche Ziele ihrer gewalttati-
gen Handlungen auszuwahlen, muss mit dieser Feststellung
komplett ratselhaft bleiben.

Seite und des ,Nicht-Deutschen® auf der anderen
Seite die Anwendung von Gewalt plausibel und/
oder sogar notwendig erscheinen lasst. Seine/ihre
Aggressionen wirden sich ansonsten ja vdllig
wahllos auf alle méglichen Menschen seiner/ihrer
Umgebung richten.

Doch rechte Tater_innen sind eben keine Amok-
l[aufer_innen, im Gegenteil, es existiert eine klar
definierte Gruppe von Menschen, die zu Opfern
ihrer Gewalt gemacht werden: Betroffen sind ver-
meintliche Auslander_innen, Linke und/oder sons-
tige politische Gegner_innen, Obdachlose, Men-
schen mit physischem oder psychischem Assis-
tenzbedarf, homosexuelle Menschen und Men-
schen islamischen und/oder jidischen Glaubens.
Sie werden zu Opfern gemacht, weil sie aufgrund
des Vorliegens eines dieser Merkmale seitens der
rechtsextremen Ideologie als ,Feinde®, ,Asoziale*
oder ,unwertes Leben® markiert werden. Diese
Taten sind also gerade nicht das Ergebnis einer
ungerichteten und zugellosen Wut, sondern einer
zielgenauen Lokalisierung.

Ich halte die Etikettierung Rechter Gewalt als
Lhicht-politisch“ deshalb fir grob fahrlassig, weil
damit die Realitat rechtsextremer Hegemoniebe-
strebungen, bei welcher die Anwendung Rechter
Gewalt als Teil eines ,Kampfes um die Strale*
eine gewichtige Rolle spielt, nicht in den Blick
genommen wird. Gleichzeitig dient sie als Entlas-
tung, sich nicht mit jenen rechtsextremen Pramis-
sen und inhaltlichen Positionen auseinanderset-
zen zu missen, die in zunehmendem Male auch
in der Mitte der Gesellschaft anzutreffen sind.
Dadurch wird im Hinblick auf das Problem der
Rechten Gewalt ein seltsam anmutender Zustand
der Sorglosigkeit verbreitet, den ich als ,Credo der
Entlastung“ bezeichnen mdchte. Dieses besteht
aus den folgenden drei Elementen: 1. Rechte
Gewalt wird nur von Jugendlichen veribt, sie ist 2.
nicht politisch motiviert und sie hat 3. auf keinen
Fall etwas mit der auferst unangenehmen Ge-
schichte des Nationalsozialismus zu tun! So inter-
pretiert, findet Rechte Gewalt zwar statt, kann den
Dornréschenschlaf der deutschen Mehrheit aber
nicht wirklich stéren.

Dass aber ein Zusammenhang zwischen Ideolo-
gie und Gewalt bei rechten Tater_innen sehr wohl
besteht, das macht ein Befund aus einer Studie
von Klaus Wahl aus dem Jahre 2001 deutlich.
Dort wurden Rechte Gewalttater_innen hinsicht-
lich ihrer Zustimmung oder Ablehnung verschie-
dener politischer AuRerungen befragt. Im Ergeb-
nis fanden sich in dieser Gruppe eindeutig rele-
vante Zustimmungsquoten zu politisch rechten
Inhalten: ,Die von uns interviewten fremdenfeind-
lichen Gewalttater stimmten auslanderfeindlichen,
antisemitischen, nationalistischen und Fuhrer-Ge-
folgschaft-Aussagen eher zu als die Befragten der
Kontrollgruppe.“ (Wahl 2001, 190) Die Werte wa-
ren im Vergleich zur Kontrollgruppe sogar mehr
als doppelt so hoch! Zu noch deutlicheren Ergeb-
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nissen kommt eine Untersuchung des Kriminolo-
gischen Forschungsinstituts Niedersachsen (KFN)
aus dem Jahre 2009: ,Wahrend in der Gruppe der
rechtsextremen Straftater 63,7% in hohem Malie
auslanderfeindlichen Einstellungen zustimmten,
trifft dies nur auf 12,1% der Jugendlichen zu, die
keine solche Tat begangen haben.“ (Baier/Pfeif-
fer/Simonson/Rabold 2009, 120/121) Die Auto-
r_innen folgern deshalb: ,Zwischen der Ausilibung
einer solchen Handlung und der Beflirwortung
auslanderfeindlichen Einstellungen besteht eine
enge Verbindung.“ (ebd., 120) Diese Ergebnisse
legen es unmissverstandlich nahe, die Anwen-
dung Rechter Gewalt als die unmittelbare Folge
einer entsprechenden politischen Einstellung an-
zusehen und die Opfer nicht als ,Zufallstreffer”
abzuqualifizieren.

Als Fazit Iasst sich festhalten: Rechte Gewalt stellt
eine zentrale Herausforderung fir die gesamte
Gesellschaft dar, denn ihr Einsatz zielt auf die
Etablierung eines radikal abweichenden Werte-
systems. Sie ist aus diesem Grund als Form des
politischen Handelns zu charakterisieren und zu
analysieren. Deshalb scheint es dringend erfor-
derlich zu sein, Erklarungsansatze zu kritisieren,
die Rechte Gewalt aus dem Kontext der ihr zu-
grunde liegenden ldeologie zu l6sen versuchen,
indem sie die Tater_innen und ihre Taten als un-
politische Phanomene klassifizieren. Diese Praxis
ist umgekehrt immer dort selber als politisch zu
bezeichnen, wo sie die Rolle Rechter Gewalt als
Teil einer auf gesellschaftliche Hegemonie ausge-
richteten Strategie zu ignorieren hilft, denn es ist
nicht zuletzt diese Ignoranz gewesen, die dazu
gefihrt hat, die terroristische Gewalt des ,Natio-
nalsozialistischen Untergrundes® (NSU) uber viele
Jahre hinweg nicht als politisch rechts motiviert
anzusehen. Solche Unschuldsvermutungen kann
sich die Gesellschaft zuklnftig nicht mehr erlau-
ben: Will sie den Kampf gegen den militanten
Rechtsextremismus tatsachlich erfolgreich flhren,
muss sie ihn zuallererst ernst nehmen.
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,Dass es anders werden muss, wenn
es besser werden soll, ist gewiss" —
Die Auseinandersetzung mit Rechtsex-
tremismus und rassistischer Gewalt
vor dem Hintergrund des Verhéaltnis-

ses von Staat und Zivilgesellschaft
Bianca Klose

Ende der 1980er Jahre vollzog sich ein Nieder-
gang sozialer Bewegungen und zivilgesellschaftli-
chen Engagements. Im Gegensatz zu den &ffent-
lichkeitswirksamen Aktionen der grof3en sozialen
Protestbewegungen bis zu diesem Zeitpunkt
(Friedensbewegung, Anti-Atombewegung, Okolo-
gie- und Alternativbewegung, Autonome Bewe-
gung) fanden in den 1990er Jahren groRe De-
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monstrationen bezeichnenderweise nur noch in

Form von stillen Lichterketten nach Morden durch

Neonazis und Rassist_innen statt. Gleichzeitig er-

lebte die extreme Rechte eine regelrechte Auf-

bruchphase.

Das war die Konstellation, die zur Entstehung

u. a. der ,Mobilen Beratung gegen Rechtsextre-

mismus Berlin” (MBR) fliihrte. Der Niedergang der

klassischen Zivilgesellschaft einerseits und der

Auftrieb der extremen Rechten andererseits fiel

Ende der 1990er Jahre unter der Rot-Grinen

Regierung (1998-2005) mit einer Veranderung

staatlicher Strukturen und Zustandigkeiten zu-

sammen. Diese war nicht zuletzt dadurch ge-
kennzeichnet, dass der Staat fur zivilgesellschaft-
liches Engagement in gewisser Weise ,ein-
sprang®. Er nahm und nimmt solches Engagement
zwar weder unmittelbar auf sich, noch ersetzte er
es. Aber er schuf durch finanzielle Forderung
zivilgesellschaftliche Institutionen (oder, wie wir
sie nennen: Strukturprojekte) wie die Mobilen

Beratungsteams und die Opferberatungsstellen;

diese Strukturprojekte wurden in eine bedingte

Selbststandigkeit entlassen, um birgerschaftli-

ches Engagement teils auf sich zu nehmen, teils

zu initiieren und andere dazu anzuleiten und zu
befahigen. Grundsatzlich scheinen solche Struk-
turprojekte sinnvoll zu sein in Bereichen, in denen

o zivilgesellschaftliches Engagement fehlt oder
verschwunden ist,

e der Staat zwar nicht direkt zustandig ist, aber
in die Verantwortung genommen wird oder sich
selbst in die Verantwortung nimmt sowie dort,
wo

e eine Professionalisierung und Verstetigung zi-
vilgesellschaftlichen Engagements notwendig
ist.

Der ,Kampf gegen Rechts” — zwischen staatli-
cher Verantwortung und zivilgesellschaftli-
chen Ansprichen

Alle drei Punkte galten auch fir die Mobilen Bera-
tungsstellen und die Opferberatungen: Der Staat
nahm sich unter dem Eindruck der rechtsextre-
men und rassistischen Morde, Angriffe und Auf-
marsche selbst in die Pflicht, aber er allein konnte
die anstehenden Aufgaben weder durch beste-
hende eigene Institutionen noch durch die Schaf-
fung neuer staatlicher Instanzen bewaltigen. Die
zivilgesellschaftlichen Strukturprojekte nahmen
seither einen ambivalenten Status ein. Sie stellen
eine Art Zwitterwesen dar, einen Kompromiss zwi-
schen Staat und Zivilgesellschaft. Sie sind zwar
von offentlichen Geldern abhangig und in der Fol-
ge an spezifische Aufgaben und Pflichten gebun-
den, konnten aber Uber viele Jahre weitgehend
selbststandig auftreten und agieren. Der Staat
musste sogar an dieser Selbststandigkeit interes-
siert sein, denn nur so ist es ihm mdglich, seinen
Einfluss in jenen gesellschaftlichen Bereichen

geltend zu machen, die er mit seinen eigenen
Institutionen (Polizei, Geheimdienste, Behorden
etc.) nicht erreicht. Er kann nun dort Verantwor-
tung Ubernehmen, wo er nur bedingt zustandig ist
oder ihm die Glaubwirdigkeit fehlt — etwa weil
seine Institutionen mitunter als Teil des Problems
wahrgenommen werden, wie beispielsweise die
Polizei oder andere Behoérden. Fir Projekte wie
unseres heil3t das wiederum, dass wir uns einer-
seits gegenlber den staatlichen Geldgebern ver-
antworten und ,Erfolge” im Kampf gegen Rechts-
extremismus und fir Demokratie nachweisen
muassen, und dass wir von den aktuellen politi-
schen Krafteverhaltnissen in Kommune, Land und
Bund abhangig sind. Wir sind dadurch teilweise
erpressbar, da wir, wie es so schon heil}t, die
Hand nicht beilken kdénnen, die uns flttert. Ande-
rerseits ist es unabdingbar, als Beratungsstellen
gegenuber der Zivilgesellschaft und ihren Ak-
teur_innen eigenstandig und glaubwirdig aufzu-
treten. Wahrend wir versuchen, mit diesem Wi-
derspruch umzugehen, missen wir natirlich auch
auf all die tagespolitischen Ereignisse und Ent-
wicklungen im Bereich des Rechtsextremismus
reagieren.

Von , Anstandigen“ zu , Zustandigen“?

Dieser ambivalente Status zwischen Staat und Zi-
vilgesellschaft findet sich auch in unserer politi-
schen Arbeit und unserer Beratungspraxis wieder.
So gelang es uns — ebenso wie anderen staatlich
finanzierten Tragern — auf der einen Seite ein Pro-
blembewusstsein  gegenlber rechtsextremen
Strategien, Aktionsformen und rassistischer Ge-
walt zu schaffen (nicht zuletzt bei den politischen
Parteien und staatlichen Behdrden), Engagement
anzustollen wie auch ganz allgemein eine sensi-
bilisierte und kritische Zivilgesellschaft zu starken
sowie Netzwerke nachhaltig zu stabilisieren. Da-
bei haben wir die eigene Expertise gestéarkt, die
Arbeit Uber die Jahre professionalisiert und unse-
re Strukturen kontinuierlich weiterentwickelt. Die
zivilgesellschaftlichen Akteur_innen werden von
der Politik wie von den Medien als Expert_innen
ernst genommen, im ldealfall begegnet man sich
auf Augenhohe. Kurzum, in den vergangenen
Jahren ist ein dichtes Netz von engagierten Per-
sonen und Trager_innen in Berlin entstanden, das
bei Vorfallen zu reagieren, zu intervenieren und
zu agieren weil}, auch mit mittel- und langfristiger
Perspektive.

Andererseits fuhren nun aber genau diese erfolg-
reiche Arbeit innerhalb der Zivilgesellschaft sowie
die eigene Professionalisierung und Institutionali-
sierung zumindest teilweise dazu, fir bestimmte
Aufgaben gleichsam automatisch ,zustandig“ zu
sein. So wird oftmals eigentlich birgerschaftliches
Engagement an die Projekte regelrecht delegiert
oder gar nicht erst wahrgenommen. Von staatli-
cher und kommunaler Seite wie in Teilen der Zi-
vilgesellschaft wird geradezu erwartet, dass diese
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Aufgaben von professionellen und den vermeint-
lich dafur zustandigen Leuten Gbernommen wer-
den. So kommt es, dass wir als Einrichtung mit
neun Personalstellen regelmafig gerufen werden,
um rechtsextreme Straftaten zur Anzeige zu brin-
gen, Demonstrationen anzumelden, Bulndnisse
ins Leben zu rufen oder auch in Schulklassen fiir
die Lehrer_innen in der argumentativen Auseinan-
dersetzung mit rechtsextrem-orientierten Jugend-
lichen ,vorzuturnen®. Mitunter sollen wir uns sogar
fur Wahlerfolge oder das Erstarken des Rechtsex-
tremismus erklaren. Wahrend so der_die einzelne
Blrger_in mit seinen_ihren Rechten und Pflichten
zusehends aus der Verantwortung genommen
wird bzw. sich ihr selbst entzieht und geradezu
>,unmundig“ wird, werden die ,Expert_innen“ der
Projekte immer professioneller und spielen sich
die Balle zu.

Grenzen der Professionalisierung

Neben dieser zwiespaltigen Situation zwischen
zunehmender Professionalisierung und einer Ent-
lastung der zivilgesellschaftlichen Akteur_innen,
stoRt aber auch die Professionalisierung selbst an
bestimmte Grenzen. Diese Grenze beginnt dort,
wo die Mitte der Gesellschaft anfangt. Zwar konn-
te das Repertoire an MafRnahmen und Strategien
im Umgang mit der organisierten Rechten sehr
professionalisiert und verbreitert werden. Neben
den ftradierten Protestformen im Umgang mit
rechtsextremen Aufmarschen werden in der Bera-
tung parteipolitischer, staatlicher und privater Ak-
teur_innen alle rechtlichen, gesellschaftlichen und
padagogischen Moglichkeiten ausgeschopft, um
die Normalisierung rechtsextremer Umtriebe zu
verhindern. Den vielfaltigen und zahlreichen Akti-
vitaten zivilgesellschaftlicher Initiativen ist es zu
verdanken, dass es der rechtsextremen Szene in
Berlin nicht gelungen ist, ihre Bemihungen um
eine Normalisierung ihrer Prédsenz und ldeologie
erfolgreich umzusetzen. In Berlin wird regelmaRig
auf die vorhandene und neu entstehende rechts-
extreme Infrastruktur und ihre Nutzer_innen durch
Proteste aufmerksam gemacht. Offentliche
rechtsextreme Veranstaltungen finden nicht ohne
lautstarke Proteste statt, und in den Bezirksver-
ordnetenversammlungen (BVVen) ist es der NPD
2009 nicht gelungen, ihren Fraktionsstatus auch
nur in einer einzigen BVV aufrecht zu erhalten.
Die Unfahigkeit, sich im o&ffentlichen Raum zu
verankern, fiihrte allerdings zu einer Radikalisie-
rung der rechtsextremen Aktivitdten. Deren Be-
kdmpfung kann nicht mehr die Aufgabe der Zivil-
gesellschaft sein. Hier mussten staatliche Institu-
tionen einspringen — und eben das ist bislang
weitgehend ausgeblieben. Handelt an dieser Stel-
le der Staat aber nicht entschlossen und aktiv
gegen strafrechtlich relevantes Vorgehen von
Rechtsextremen, setzt er ausgerechnet diejenigen
Birger_innen, die er selbst zur Zivilcourage auf-
gerufen hat, einer permanenten Bedrohung aus.

Ein Beispiel fur diese unterlassene Hilfeleistung
sind die zahlreichen An- und Ubergriffe in Berlin,
die nicht zuletzt auf eine seit Jahren offen zugang-
liche ,Feindesliste” des ,Nationalen Widerstandes
Berlin“ im Internet zurtickgehen.

Das Problem heif3t Rassismus

Doch wéahrend der Kampf gegen den offensichtli-
chen Rechtsextremismus durchaus erfolgreich
war, bleibt der Rassismus in der Mitte der Gesell-
schaft noch immer weitgehend unerkannt und
unbenannt. Uberhaupt scheint Rechtsextremis-
mus nicht dieser angeblichen ,Mitte” der Gesell-
schaft zu entspringen, sondern gleichsam immer
schon von ,aulerhalb® zu kommen. Es besteht
also ein Missverhaltnis zwischen dem Erfolg im
Kampf gegen den offenen Rechtsextremismus ei-
nerseits und seinen eigentlichen Ursachen sowie
seinen Erscheinungsformen in der birgerlichen
Mitte. So gibt es in Berlin keine rechtsextreme
StraRendominanz mehr wie noch Ende der
1990er Jahre. Die rechtsextreme Szene verfligt
nach wie vor Uber eine militante Schlagkraft, wenn
sie in nachtlichen Aktionen gegen Engagierte und
ihre Einrichtungen vorgeht. Dies ist jedoch auch
ein Zeichen des Rickzugs und der Schwache. Je-
denfalls erzielt die militante Rechte kaum noch
Ausstrahlungskraft durch Konzerte und grofte Auf-
marsche — all das konnte gemeinsam mit den
Engagierten aus Politik, Verwaltung und Zivilge-
sellschaft auf nur wenige Kieze zurlickgedrangt
werden. Die genannten Erfolge finden aber keine
Entsprechung im Kampf gegen den alltéaglichen
Rassismus und gegen den so genannten Extre-
mismus der Mitte, wie er immer wieder durch Stu-
dien belegt wird. Welche Schritte sind unternom-
men worden gegen rassistisches Denken in der
Mitte der Gesellschaft und in den staatlichen Be-
hoérden?

An diesem Punkt sind wir noch nicht wirklich wei-
tergekommen, und wie so vieles ist auch das am
Fall des NSU wie unter einem Brennglas offenbar
geworden. Denn was waére geschehen, wenn es
nicht namenlose Migrant_innen getroffen hatte,
sondern etwa engagierte, weille Politiker_innen,
Prominente oder auch ,nur‘ Mitarbeiter_innen
antirassistischer oder antifaschistischer Initiati-
ven?

Leerstellen in der Thematisierung des Rechts-

extremismus

Es gibt in unserer Arbeit gegen Rechtsextremis-

mus also noch immer blinde Flecken. Das betrifft

insbesondere Missstande, die wir zwar erkennen

und benennen, die wir aber nicht angemessen

thematisieren und politisieren kdénnen. Drei As-

pekte mochte ich besonders hervorheben:

e Dass die Offentlichkeit erst und nur auf spekta-
kulare Aktionen beziehungsweise Gewalttaten
von Rechtsextremen reagiert.
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e Dass Rassismus und Rechtsextremismus als
Problem des Randes und nicht der Mitte der
Gesellschaft wahrgenommen werden und daher
nach wie vor allein mit repressiven Mitteln re-
agiert wird.

e Dass wir in unserer Arbeit an inhaltliche und or-
ganisatorische Grenzen stolden.

Was die mediale Offentlichkeit betrifft, so ist of-
fensichtlich, dass das Thema Rechtsextremismus
Konjunkturen unterliegt und vor allem auf seine
spektakularen, mitunter tédlichen Konsequenzen
tragischerweise geradezu angewiesen ist. Das
Zeitfenster, in dem wir nach solchen Ereignissen
medial ,Gehor” finden, ist dann wiederum zu kurz,
um nachhaltige Veranderungen bezuglich der ras-
sistischen Normalzustéande zu erreichen und die
Haltungen in den staatlichen Behorden sowie de-
ren taglichen Umgang mit Betroffenen wirksam zu
thematisieren.

Damit hangt auch der zweite Punkt zusammen,
namlich dass Rechtsextremismus auf die spekta-
kuldren Aktionen sowie auf Gewalt und ,Extremis-
mus*“ reduziert wird — und nicht als Problem der
Gesellschaft insgesamt gesehen wird. Entspre-
chend sind die beschlossenen Schritte nicht nur
aktionistisch und zu kurz gedacht, sie gehen zu-
dem in eine vollkommen falsche Richtung: Statt
Rechtsextremismus auch und gerade auf die Mitte
der Gesellschaft zurtickzufiihren, fragwirdige Hal-
tungen und Einstellungen etwa der Strafverfol-
gungsorgane und anderer staatlicher Behdrden zu
thematisieren und hier Druck aufzubauen, wird
meist von einem reinen Sicherheitsproblem ge-
sprochen. Damit dienen die den Gewalttaten oder
Demonstrationen folgenden Diskussionen oft eher
dazu, sie fur innenpolitische Zwecke zu nutzen,
etwa wenn der Sicherheitsapparat und die repres-
siven Instrumente weiter ausgebaut werden sol-
len, obwohl sie mitunter sogar Teil des Problems
sind und selbst, wenn ihr Versagen ganz offen-
sichtlich ist, wie im Fall des NSU.

Separierung der Zivilgesellschaft statt ge-
meinsamen Protests

Damit sind wir beim dritten Punkt, bei den eigenen
Grenzen. Was die inhaltlichen Grenzen unserer
Arbeit angeht, so haben auch wir, wie bereits
erwahnt, Schwierigkeiten, den Rassismus und
den Antisemitismus der Mitte der Gesellschaft
zum Thema zu machen. Wir haben aber auch
Probleme, potenziell Betroffene einzubeziehen,
vor allem migrantische Organisationen. Die Kon-
zepte Mobiler Beratung gegen Rechtsextremis-
mus erweisen sich als unzulanglich, wo sie nicht
den Erfordernissen der Einwanderungsgesell-
schaft angepasst sind und die Mobilisierung der
Zivilgesellschaft nur dann gelingt, wenn sie auf die
eher burgerlichen, weill-deutschen Milieus zielt.
Dagegen ist die Ansprache und Mobilisierung
migrantischer Communities bisher nur sehr be-

grenzt erfolgreich gewesen. Die Grinde hierfir
sind vielfaltig und koénnen an dieser Stelle nur
angeschnitten werden: Zum einen hat sich die
jahrelange erfolgreiche antifaschistische Arbeit
sehr stark an den Lebensrealitaten weilder, poli-
tisch aktiver Deutscher orientiert. Die Ansprache
war Uberwiegend auf diese Zielgruppe zuge-
schnitten, die Protestformen orientierten sich e-
benfalls an den Traditionen der antifaschistischen
Linken und des kritischen Birger_innentums.
Weiterhin ist deutlich geworden, dass die Mobili-
sierung nach rechtsextremen Gewalttaten je nach
Betroffenheit unterschiedlich ausfallt. Das zeigt
sich, wenn man beispielsweise die Demons-
trationen im Zusammenhang mit den Morden des
NSU vergleicht mit der jahrlich stattfindenden De-
monstration zum Gedenken an die Ermordung
des Berliner Hausbesetzers Silvio Meier. Wah-
rend auf der nur mafig besuchten Demonstration
zum Gedenken an die Opfer der NSU-Mordserie,
organisiert vom Bindnis gegen Rassismus, vor-
wiegend Migrant_innen anwesend waren, zahlt
die Silvio-Meier-Demonstration zu den am besten
besuchten Demonstrationen der antifaschistisch-
en Szene, auf der sich wiederum vor allem Antifa-
Gruppen und ihre weilten Unterstitzer_innen tref-
fen.

Es gibt sicherlich zahlreiche Griinde fiir diese
Separierung — jedenfalls muss ihr entgegenge-
wirkt werden. Es bedarf zuallererst einer gemein-
samen Verstandigung tber die Notwendigkeit ge-
meinsamer Aktivitdten gegen Rechtsextremismus,
Rassismus und Antisemitismus; daran musste
dann eine stetige Vernetzungsarbeit ansetzen, die
zukunftig bei jeder Art rechtsextremer und rassis-
tischer Aktivitdt gemeinsame und umfassende
praktische Solidaritat aktiviert.

Es gibt bislang also auch eine inhaltliche Grenze,
die wir auf unsere eigene Enge zurlickflihren
mussen. Vielleicht waren in der Vergangenheit
unsere Bindnisse nicht breit genug aufgestellt,
vielleicht waren auch wir nicht energisch genug,
vielleicht sind nach dem Fall NSU zu schnell zum
Alltagsgeschaft zurlckgekehrt, zum Kampf um
das eigene Uberleben und zur Auseinanderset-
zung mit den burokratischen Hirden unseres En-
gagements.

Erneuter Paradigmenwechsel: Weniger Ver-
trauen und Selbststandigkeit, mehr Kontrolle
und Burokratie

Damit sind bereits die organisatorisch-tech-
nischen Grenzen der staatlich finanzierten Arbeit
gegen Rechtsextremismus, Rassismus und Anti-
semitismus angesprochen. Durch den Einfluss der
Politik auf unsere Arbeit sind wir in der Flache m.
E. Uber die Jahre in unserer Durchsetzungsfahig-
keit schwacher geworden. Das zunachst ostdeut-

* Silvio Meier wurde am 21. November 1992 in einem U-Bahn-
hof in Berlin-Friedrichshain von einem Neonazi erstochen.
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sche und seit 2008 mit dem Bundesprogramm
.kompetent. fur Demokratie® bundesweit arbeiten-
de Netzwerk staatlich finanzierter Trager hatte
kaum die Mdglichkeit, sich zu einem schlagkrafti-
gen Netzwerk selbstbewusster Expert_innen zu
entwickeln. Viel zu sehr sind sie auf die politi-
schen Konstellationen in den jeweiligen Landern
zurlickgeworfen; die Projekte und Trager verein-
zeln mehr und mehr; hier und dort missen sie zu
allem Uberfluss auch noch gegen die eigene Kri-
minalisierung und die ihrer Blindnispartner_innen
als ,Linksextremist_innen“ kdmpfen.

Diese Situation hangt mit einer grundsatzlichen
Veranderung zusammen, die eine Verschiebung
und sogar Verkehrung im Verhaltnis zwischen
staatlich finanzierten Projekten und der Zivilgesell-
schaft mit sich bringt. Sie lasst sich an der so
genannten Extremismusklausel festmachen, die
unter Schwarz-Gelb (die ja einer Politik ,gegen
jeden Extremismus* folgen), eingefiihrt wurde. So
argerlich allein schon diese Klausel ist, wird an ihr
die angesprochene grundsatzliche Weichenstel-
lung deutlich. So hat in den letzten Jahren der
Verfassungsschutz (VS) zunehmend ,Bildungsar-
beit® Gbernommen, obwohl das Uberhaupt nicht
seine Aufgabe ist, wahrend wiederum den eigent-
lich Zustandigen im Bereich der Bildung und der
Zivilgesellschaft die Mittel gekirzt wurden. So
kommt es, dass ausgerechnet denjenigen, die
anders als der VS gegenulber der Herausforde-
rung des Rechtsextremismus nicht vollkommen
versagt haben — den antirassistischen Projekten
und den Initiativen gegen Rechts — die Mittel ge-
kiirzt werden, wahrend der VS zunehmend genau
die Bildungsarbeit Ubernimmt, fir die diese eigent-
lich zustandig und kompetent sind. Mittlerweile
erstellt der VS bunte Comic-Broschiren, veran-
staltet Ausstellungen an Schulen, halt Vortrage
usw.

Doch damit nicht genug. Wahren der VS also
Bildungsarbeit auf Kosten der eigentlich zustandi-
gen zivilgesellschaftlichen Trager Gbernimmt, wer-
den diese nun ihrerseits durch die so genannte
Extremismusklausel dazu gezwungen, die Aufga-
ben des VS gegeniber ihren Kooperationspart-
nern zu Gbernehmen. Sie missen ein Papier un-
terschreiben, das sie verpflichtet, die Personen
und Gruppen, mit denen sie zusammenarbeiten,
auf ihre Verfassungstreue hin zu Uberprifen —
wenn nicht, werden ihnen die Gelder gestrichen.
Wir sollen also offenbar nicht mehr zivilgesell-
schaftliches Engagement anstof3en, und wir wer-
den nicht mehr fur dieses Engagement in die
Selbststandigkeit entlassen, sondern wir sollen
umgekehrt dazu dienen, dieses Engagement zu
kontrollieren und werden dafiir in die Pflicht ge-
nommen.

Diese zunehmende staatliche Kontrolle und Be-
hinderung ist Ausdruck des staatlichen Misstrau-
ens gegenuber unserer Arbeit und die unserer
Partner_innen. Sie schwacht uns und unsere

Partner_innen und sie schadet nicht zuletzt der
Sache selbst.

An dieser Stelle zitiert meine Kollegin aus Sach-
sen immer den Naturwissenschaftler Georg Chris-
toph Lichtenberg mit folgenden Worten: ,Ob es
besser wird, wenn es anders wird, weil} ich nicht.
Dass es anders werden muss, wenn es besser
werden soll, ist gewiss.”

Autorin

Bianca Klose ist Geschaftsfuhrerin des Vereins flr
Demokratische Kultur in Berlin e. V. und Projekt-
leiterin der Mobilen Beratung gegen Rechtsextre-
mismus Berlin.

Kein abgeschlossenes Kapitel:
Erinnerung an Rechte Gewalt zwi-
schen Bewaltigung, Gedenken und

Selbstbehauptung
Heiko Klare & Michael Sturm

Mit einem Festakt wurde im Oktober 2012 das 25-
jahrige Grindungsjubilaum des Deutschen Histo-
rischen Museums (DHM) in Berlin feierlich began-
gen. Bundeskanzlerin Merkel lobte in ihrer An-
sprache die Arbeit des Hauses, das ,uns Deutsch-
en wabhrlich gut zu Gesicht“ stehe und ,Deutsch-
lands Bild in der Welt malRgeblich mitgepragt ha-
be“ (Merkel 2012a). Das DHM prasentiert 2000
Jahre ,deutsche® Geschichte in einer chronologi-
schen Erzahlung von der Varus-Schlacht bis zur
Wiedervereinigung. In den Depots des Museums,
das im Jahr mit 19 Mio. € aus dem Bundeshaus-
halt finanziert wird, finden sich etwa 700.000 Ob-
jekte, rund 800.000 Interessierte besuchen jahr-
lich die Dauer- und Wechselausstellungen im
frilheren Zeughaus.

Baseballschlager und Bombenkoffer —
Musealisierung Rechter Gewalt?

Obgleich Merkel schon jetzt dem DHM eine ,Er-
folgsgeschichte* attestierte, Uberlegt der Prasident
der DHM-Stiftung Alexander Koch durch ,brand-
aktuelle* Beziige das Museum kiinftig noch attrak-
tiver zu machen. Neben den ,Wutblrgern® und
den Protesten gegen Stuttgart 21 soll perspekti-
visch auch der Terror des Nationalsozialistischen
Untergrunds Eingang in den zentralen Schauraum
der deutschen Geschichte erhalten (vgl. Die Welt
2012). Doch wie und womit, in welchem histori-
schen Kontext und mit welcher Aussage lief3en
sich die Mordtaten des NSU darstellen? In diesen
Fragen ist Koch bislang eher schwammig geblie-
ben, gleichwohl ware es fur ihn denkbar, die Ge-
schichte des NSU mit dem historischen National-
sozialismus zu verkoppeln.

Auch fir das zweite gleichsam ,offizielle” Ge-
schichtsmuseum der Bundesrepublik, das Haus
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der Geschichte in Bonn (HdG) ist der ,Nationalso-
zialistische Untergrund® ein Thema, weshalb sich
Dietmar PreilRler, Sammlungsdirektor des HdG,
bereits an das Bundeskriminalamt gewandt hat.
Besonders interessierten ihn die ,Tatwaffen des
NSU, die mit Hakenkreuzen lackierten Bomben-
koffer, die Liste der Zielpersonen sowie das
selbstgebastelte Monopoly-Spiel mit dem zyni-
schen Titel ,Pogromly* (vgl. Lébbert 2012).

Bis auf weiteres verbleiben die Objekte jedoch in
den Asservatenkammern der Strafverfolgungsbe-
hérden. Gleichwohl legen die Vorstofe beider Mu-
seen nahe, dass zumindest die spektakularsten
Auspragungen Rechter Gewalt Eingang in die he-
gemoniale Geschichts- und Erinnerungskultur der
Bundesrepublik gefunden haben. Dieser Vorgang
erklart aber fur sich genommen zunachst relativ
wenig. Zu fragen ist, aus welcher Perspektive an
rechte und rassistische Gewalt erinnert wird. Wel-
che Sichtweisen finden keine Beachtung? Welche
Aspekte bleiben von vornherein ausgeblendet?
Werden beispielsweise die kulnftigen Darstellun-
gen des NSU-Terrors im DHM oder im HdG das
Versagen der Strafverfolgungsbehérden und In-
haltsgeheimdienste sowie deren vielfach von ras-
sistischen Ressentiments geleiteten Ermittlungs-
praktiken in den Blick nehmen? Wie und in welch-
em Male werden die Erfahrungen der Opfer rep-
rasentiert sein? Nicht zuletzt birgt die Musealisie-
rung Rechter Gewalt die Gefahr, diese zu histori-
sieren und somit gewissermafien ,bewaltigt® in
eine Basiserzahlung einzufiigen, in der die Ge-
schichte der Bundesrepublik vorwiegend als ,Er-
folgsstory“ prasentiert wird. Die vielschichtigen
Nachwirkungen Rechter Gewalt — etwa die fort-
wahrenden Traumatisierungen der Opfer und de-
ren zermirbende Kampfe, Uberhaupt als solche
wahrgenommen zu werden — blieben hier ebenso
unbericksichtigt wie das nach wie vor anhaltend
hohe Niveau rechter und rassistischer Gewaltta-
ten.

Zwar werden im HdG in Bonn die pogromartigen
Ausschreitungen, Brandanschldge und Mordtaten
der frihen 1990er Jahre keineswegs verschwie-
gen, die museale Aufbereitung reduziert sich je-
doch auf die klischeehafte Inszenierung von
Springerstiefeln und eines Baseballschlagers,
erganzt um Filmausschnitte mit Bildern brennen-
der Flichtlingsheime, einer Liste mit extrem rech-
ten Gewalttaten der letzten Jahre sowie einen
kurzen Hinweis auf den Nationalsozialistischen
Untergrund.

Jenseits dieser historisierenden Verarbeitung sind
in jungster Zeit oftmals ausgehend von den Jah-
restagen und Schauplatzen rechter und rassisti-
scher Gewalttaten an verschiedenen Orten erin-
nerungskulturelle Initiativen entstanden, die aus
unterschiedlichen Perspektiven die Geschichte
und Gegenwart Rechter Gewalt in Deutschland
kritisch thematisieren.

Die deutsche Eiche vor dem Sonnenblumen-
haus — Staatsakt in Lichtenhagen

Ein Blick auf die Beschaftigung mit den Pogromen
von Hoyerswerda (September 1991), Rostock
(August 1992) und Quedlinburg (September 1992)
sowie mit den Brandanschlagen in Molin im No-
vember 1992 verdeutlicht, dass es ,die“ Erinne-
rung an das damalige Geschehen nicht gibt. Viel-
mehr sind die Auseinandersetzungen durch eine
unverkennbare Vielstimmigkeit gekennzeichnet, in
der die bisweilen hochst unterschiedlichen Sicht-
weisen, Deutungsmuster und Anspriche der be-
teiligten Akteurlnnen zum Ausdruck kommen.
Dies zeigte sich vor allem im Zusammenhang mit
den Gedenkveranstaltungen anldsslich des 20.
Jahrestages des Pogroms von Rostock-Lichten-
hagen im August 2012, die auch in der bundes-
weiten Offentlichkeit Beachtung fanden. Deren
Hohepunkt bildete die Ansprache von Bundespra-
sident Gauck vor dem Sonnenblumenhaus im
Rahmen der offiziellen Kundgebung unter dem
Motto: ,Lichtenhagen bewegt sich — Gemeinsam
fureinander” am 26. August 2012. Auf einer riesi-
gen Buhne, weit entfernt von den versammelten
zivilgesellschaftlichen Akteurlnnen, erklarte das
Staatsoberhaupt vor geladenen Ehrengasten wie
Heinrich Sellering, Ministerprasident von Meck-
lenburg-Vorpommern, der Grinen-Vorsitzenden
Claudia Roth und der viethamesischen Botschaf-
terin Nguyen Thi Hoang Anh sowie knapp 1.000
Zuhorerlnnen seine Bestlirzung dartiber, dass bei
den Ausschreitungen im August 1992 ,Anwohner
den Mob anfeuerten, die Gewalttater vor der Poli-
zei schitzten und klammheimliche Freude dar-
Uber empfanden, dass es ,den Auslandern mal so
richtig gezeigt wird*“. Ebenso warf Gauck die Fra-
ge nach der Rolle der Staatsmacht in den Au-
gustnachten des Jahres 1992 auf, die sich zeit-
weise ganzlich zurtickgezogen habe, wéahrend
.,Menschen schutzlos dem Feuer ausgeliefert wa-
ren“. Abschlieend erinnerte der Bundesprasident
daran, dass ,die Garantie der Menschenwirde an
keine Bedingungen, an keine Herkunft, keine
Hautfarbe, keinen Pass, kein Papier, keinen
Stempel“ (Gauck 2012) geknlipft sei und hob in
diesem Kontext das kritische Engagement der
Flichtlingsrate in Deutschland hervor. Im An-
schluss an die Ansprache stimmten Kinderchére
,Kinderlieder aus aller Welt* an. Bereits vor dem
Auftritt Gaucks war vor dem Sonnenblumenhaus
ein ,Gedenkbaum® — eine deutsche Eiche — ge-
pflanzt worden.

Nicht nur die mit der Eiche verkniipfte fragwiirdige
Symbolik, die, wie Kommentatorlnnen anmerkten,
eher fir Patriotismus denn fir Voélkerverstandi-
gung stehe, rief kritische Stimmen hervor. Auch
der an einen Staatsakt erinnernde Auftritt des
Bundesprasidenten fand nicht nur Zustimmung.
Obgleich Gauck auf das damalige Versagen des
Staates und die gegenwartige Verbreitung von
.Fremdenfeindlichkeit und Rassismus [...] Uberall
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in Deutschland® verwies, sah er sich mit Protesten
von Aktivistinnen antirassistischer und antifaschis-
tischer Initiativen konfrontiert, die wahrend seiner
Ansprache Transparente mit der Aufschrift ,Ras-
sismus totet* entrollten und dem Bundesprasiden-
ten mit lautstarken Zwischenrufen ,Heuchelei*
vorwarfen. In den Medien wurde die deutliche his-
torische Bewertung des Pogroms von Rostock-
Lichtenhagen, die Gauck vorgenommen hatte,
Uberwiegend gelobt, einzelne Kommentare kriti-
sierten jedoch, dass er im Hinblick auf die Vergan-
genheit zwar die ,Wahrheit gesagt®, aber ,sich
selbst, seinen Rostockern und den Ostdeutschen
die Konsequenzen erspart” (Ide 2012) habe. Da-
niel Bax machte in der taz zudem auf einen weite-
ren blinden Fleck in den Ausflhrungen des Bun-
desprasidenten aufmerksam. Dieser habe in Ros-
tock Uber die ,Angst vor dem Fremden“ gespro-
chen, Uber die ,berechtigten Angste und die Wut —
etwa von Migranten® aber kaum ein Wort verloren
(Bax 2012).

WeilRe Erinnerungskulturen?

Die fehlende Wahrnehmbarkeit der Stimmen und
Erfahrungen der nicht nur in Rostock-Lichten-
hagen von Rassismus Betroffenen stand im Zent-
rum der Rede, die Kien Nghi Ha am Tag zuvor auf
der Abschlusskundgebung der vorwiegend von
antirassistischen und antifaschistischen Gruppen
organisierten Demonstration ,20 Jahre nach den
Pogromen. Das Problem heif3t Rassismus® gehal-
ten hatte, die mit rund 5.000 Teilnehmerlnnen (je-
doch medial weitaus weniger beachtet als die
Kundgebung mit Gauck am folgenden Tag) durch
Rostock-Lichtenhagen gezogen war. Der Kultur-
und Politikwissenschaftler forderte, die Auseinan-
dersetzung mit dem Pogrom von Rostock-Lichten-
hagen nicht nur aus einer weilRen deutschen Do-
minanzperspektive zu fihren. Vielmehr misse es
far Migrantinnen und People of Colour darum ge-
hen, die ,eigene” Geschichte wieder zu entdecken
und sich diese selbstbewusst anzueignen. So ha-
be es in Rostock-Lichtenhagen auf Seiten der
vietnamesischen Bewohnerlnnen des Sonnen-
blumenhauses im August 1992 durchaus Versu-
che gegeben, sich gegen die rassistischen Angrif-
fe zu verteidigen. Kien Nghi Ha reklamierte somit
Erfahrungen von Selbstbehauptung und Wider-
stand als identitatsstiftende Ressource im Kampf
gegen Rassismus und Rechte Gewalt. Er kritisier-
te in seiner Rede aber auch, dass bei der Planung
und Organisation der Demonstration offenbar ,kei-
ne Einbindung von migrantischen Organisationen,
von schwarzen Organisationen, von People-of-
Colour versucht wurde. [...] Dann wéare diese De-
mo heute noch kraftvoller, noch hybrider, noch
viel besser. Und das ist, glaube ich, etwas, was
wir fur die Zukunft lernen missen. Raus aus dem

weillen Einheitsbrei.“® Diese Feststellung gilt frei-
lich iber den konkreten Anlass der Demonstration
in Rostock-Lichtenhagen hinaus. So macht bei-
spielsweise Bianca Klose in ihrem Beitrag (vgl. S.
12) darauf aufmerksam, dass zwar die jahrlich
stattfindenden Gedenkdemonstrationen fir den
von einem Neonazis ermordeten Silvio Meier ei-
nen bedeutsamen Mobilisierungsanlass der vor-
wiegend ,weil3e“ deutsche Antifa-Bewegung dar-
stellen, an den Demonstrationen fiir die Opfer der
NSU-Morde jedoch vor allem Menschen aus mi-
grantischen Communities teilnahmen.

Die in der Rostocker Rede von Kien Nghi Ha auf-
geworfene Frage nach der politischen und subkul-
turellen Selbstbezlglichkeit der mehrheitlich ,wei-
Ren* antifaschistischen und antirassistischen Sze-
nen in Deutschland wurde aber auch in antifa-
schistischen Publikationen diskutiert. Im Gegen-
satz zu den meisten deutschsprachigen Leitme-
dien, die sich, sofern sie Uberhaupt dariiber be-
richteten, oftmals eher pflichtschuldig dem 20.
Jahrestag des Pogroms von Rostock-Lichten-
hagen widmeten, verdffentlichten das ,Antifa-
schistischen Infoblatt (AIB) und der ,Rechte
Rand“ (DRR) ebenso wie die Zeitschrift ,analyse
und kritik“ (a&k) jeweils umfangreiche Schwer-
punktausgaben zum Thema. Die Auseinanderset-
zung mit den Dimensionen rechter und rassisti-
scher Gewalt in den vergangenen zwei Jahrzehn-
ten bildete somit den Ausgangspunkt fir eine
kritische Bilanz der eigenen Politikansatze.

»Das Vergessen halt Einzug” — Das Pogrom im
Gedachtnis der Stadt

Den Fokus auf die Mehrheitsgesellschaft richtete
hingegen eine vom Rostocker Stadtmagazin
~otadtgesprache” angestolene erinnerungskultu-
relle Initiative. Anlasslich des 20. Jahrestages des
Pogroms veroffentlichte das spendenfinanzierte
Projekt unter dem Label ,Lichtenhagen 2012“ den
im Jahr 1993 von den britischen Filmemachern
Mark Saunders und Siobhan Cleary produzierten
Dokumentarfilm ,The Truth lies in Rostock® (Die
Wahrheit liegt/ligt in Rostock) erneut als DVD in
einer Auflage von 10.000 Stiick, um diese gratis
an mdglichst viele Haushalte in Rostock zu vertei-
len. In dem Film kommen zahlreiche der damals
Beteiligten und Betroffenen zu Wort: Die verant-
wortlichen Landes- und Kommunalpolitikerinnen,
Polizeibeamte, Neonazis und Anwohnerlnnen, die
sich durch aktive Angriffe oder beifalliges Applau-
dieren an den Ausschreitungen beteiligten, aber
auch vietnamesische Bewohnerlnnen des Son-
nenblumenhauses und junge Antifaschistinnen,
die sich mit den Betroffenen der rassistischen
Ausschreitungen solidarisierten. Ausgangspunkt
von ,Lichtenhagen 2012 war die Beobachtung,
dass in Rostock trotz oder gerade aufgrund der

® Kien Nghi Ha: ,Ich bin hier, weil ihr da seid®, http://bit.ly-
[P3moEz
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offiziellen Gedenkveranstaltungen ,das Verges-
sen [...] Einzug“ gehalten habe. Als Ziel formulier-
ten die Initiatorinnen daher: ,Wir wollen erreichen,
dass die Ereignisse wieder erinnert werden, nicht
um in alten Wunden zu bohren, sondern damit
auch dieser Teil der Stadtgeschichte endlich nicht
mehr verdrangt wird, Eingang in das Selbstver-
stéandnis der Stadt findet® (Lichtenhagen 2012).
Dem ,Gedenken“ und ,Erinnern wird in diesem
Verstandnis vor allem eine kommunikative, auf die
Zukunft hin ausgerichtete Bedeutung zugeschrie-
ben, die sich nicht aus Ritualen speist, sondern
aus einer offenen Gesprachskultur. Auch eine
Studie der Universitat Rostock sieht entsprechen-
den Handlungsbedarf, kommt sie doch zu dem
Schluss, dass sich eine ,lebendige Gedenkkultur
zur Erinnerung an Rostock-Lichtenhagen [...] nur
in Ansatzen entwickelt® habe (vgl. Guski 2012,
51). Die Bemihungen um ein Gedenken in der
Stadt Rostock seien nach den GroRveranstaltun-
gen zu den Jahrestagen 1998 und 2002 vornehm-
lich ,auf die Aktivitaten einzelner zivilgesellschaft-
licher Initiativen beschrankt* geblieben und unter-
lagen ,konjunkturellen Phasen an symbolischen
Daten“ (ebd.).

Insofern beabsichtigte die Initiative ,Lichtenhagen
2012" moglichst viele Rostocker Burgerlnnen mit
niedrigschwelligen Angeboten zu erreichen — nicht
nur durch die flachendeckende Verteilung der
Gratis-DVD, sondern auch Uber ein Diskussions-
forum auf der Internetseite des Projekts sowie
offentliche Vorfiihrungen des Films.

»Erlebt und vergessen“? Erinnern an Rassis-
mus und Zivilcourage in Quedlinburg

Ein ahnliches Projekt widmete sich in Quedlinburg
(Sachsen-Anhalt) der erinnerungskulturellen Auf-
arbeitung rechter und rassistischer Gewalt. In der
im Nordharz gelegenen Stadt war es im Septem-
ber 1992 zu tagelangen Ubergriffen auf ein
Fluchtlingswohnheim gekommen. Anders als etwa
in Rostock-Lichtenhagen formierte sich jedoch da-
mals eine Gruppe von Engagierten aus unter-
schiedlichen gesellschaftlichen und politischen
Spektren, die sich schiitzend vor die Unterkunft
stellten. Bei den rassistischen Ausschreitungen
gab es mehrere Verletzte. Selbst Rettungskrafte
wurden aus der Menge heraus attackiert. Im
Windschatten der Pogrome von Hoyerswerda und
Rostock sind diese Vorfalle jedoch weitgehend in
Vergessenheit geraten. Anlasslich des 20. Jah-
restages der Ereignisse entstand im Rahmen des
in Quedlinburg vom Kulturzentrum Reichenstralle
getragenen Projektes ,Zeitenspriinge® der vor al-
lem von Jugendlichen produzierte Dokumentarfilm
,Erlebt und vergessen — 6 Tage im September*®,
in dem zahlreiche der Akteurlnnen, die sich da-
mals zugunsten der Flichtlinge positionierten, als

¢ Erlebt und vergessen — 6 Tage im September* (Dokumentar-
film, 14 Minuten), http://bit.ly/YWr4Tb

Zeitzeuglnnen zu Wort kommen. Erganzt werden
diese Erinnerungen durch Ausschnitte aus der
zeitgendssischen medialen Berichterstattung. Der
Film, der zudem auf der Internetseite des Vereins
Reichenstralle e. V. abrufbar ist, wurde im Sep-
tember eine Woche lang an unterschiedlichen
Platzen und offentlichen Orten in der Stadt ge-
zeigt.

Die Resonanz war nach Angaben der Initiatorin-
nen breit gefachert und reichte von positiver Zu-
stimmung zufallig vorbeikommender Passantin-
nen bis hin zu Beschwerden wegen ,Ruhest6-
rung®. Auf groRes Interesse stield zudem eine von
den Initiatorlnnen gemeinsam mit der Landtags-
fraktion von Bundnis 90/Die Griinen organisierte
und von rund 90 Gasten besuchte Podiumsdis-
kussion zu den Ereignissen vom September 1992,
an der Vertreterlnnen der verschiedenen demo-
kratischen Parteien, der Kirchen und des Innen-
ministeriums von Sachsen-Anhalt teilnahmen. Bei
einem weiteren Zeitzeuglnnengesprach, das sich
besonders an Jugendliche richtete, standen vor
allem die Erlebnisse und Erfahrungen der damals
Beteiligten im Mittelpunkt. Darliber hinaus ging es
aber auch darum, was sich in der Stadt seither
verandert hat. Rickblickend bewerten die Enga-
gierten im ,Zeitenspringe“-Projekt die von ihnen
angestolBene Initiative als Erfolg. Erstmals habe
es eine breite 6ffentliche Auseinandersetzung mit
den rassistischen Ausschreitungen vom Septem-
ber 1992 gegeben, vor allem Jugendliche seien
fir das Thema sensibilisiert worden.

»Das Erinnern erkampfen” — Opfer als Akteu-
rinnen des Gedenkens in Mélln

Doch nicht nur in ostdeutschen Kommunen stellt
sich die Frage, wie und mit welchen Perspektiven
an Rechte Gewalt und ihrer Opfer erinnert werden
soll. Auch in Mélin kam es zu Debatten um den
angemessenen Umgang mit dem 20. Jahrestag
der neonazistischen Brandanschlage auf zwei von
tirkischen Familien bewohnte Hauser in der
Nacht zum 23. November 1992. In der Mihlen-
stralle 9 kamen Bahide Arslan, Yeliz Arslan und
Ayse Yilmaz in den Flammen ums Leben. Insge-
samt neun Menschen wurden schwer verletzt.
Ahnlich wie Kien Nghi Ha in Rostock-Lichten-
hagen kritisierte Ibrahim Arslan, der als Sieben-
jahriger den Brandanschlag in der Mihlenstralie
Uberlebt hatte, dass die Stimmen und Erfahrun-
gen der Opfer im stadtischen Gedachtnis bislang
kein Gehor gefunden hatten. Bei den Gedenkver-
anstaltungen in Mélln seien die betroffenen Fami-
lien jahrelang ,wie Statisten behandelt worden:
,Die Gedenkfeiern wurden 18 Jahre lang so ge-
macht, wie die Stadt das wollte, wir waren Figuren
am Rand. Es wurden Reden gehalten, am Ende
ein Satz zu den Arslans. Danke, Applaus, auf
Wiedersehen.” (Arslan 2012a) Ibrahim Arslan
appellierte daher an die Opfer rechter und rassis-
tischer Gewalt, nicht nur in Molin selbstbewusst
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aufzutreten und die eigene Erinnerung zurtick zu
erkdmpfen. Es gehe darum, deutlich zu machen:
,Wir sind nicht tot. Im Gegenteil. Wir sind erst
auferstanden, wir haben einen starken Rucken.*
(Arslan 2012b)

Diese Aussage enthalt auch der Dokumentarfilm
.,Nach dem Brand"’, der am 21. November 2012
erstmals im dritten Programm des Norddeutschen
Rundfunks ausgestrahlt und zudem in 6ffentlichen
Veranstaltungen etwa in Molln, Libeck, Hannover
und Rostock gezeigt wurde. Die Regisseurin Ma-
lou Berlin hat die Familie Arslan Uber vier Jahre
hinweg begleitet. In ihrem Film werden die Trau-
matisierungen der Familienmitglieder ebenso
deutlich wie deren unterschiedliche Strategien, mit
den Erinnerungen und Erfahrungen umzugehen.
Die Gedenkveranstaltungen anlasslich des 20.
Jahrestags des Brandanschlags wurden nun erst-
mals von der Familie Arslan gemeinsam mit dem
»Freundeskreis im Gedenken an den rassistischen
Brandanschlag von Molin 1992 in Abstimmung
mit der Stadt Molin organisiert und gestaltet. Ne-
ben einer Demonstration ,Molin 92 — Gedenken
und Anklagen®, zu der auch die bundesweite
Kampagne ,Rassismus toétet!“ aufgerufen hatte,
fand in der Moliner Stadtwerke-Arena ein Ge-
denkkonzert mit verschiedenen Kinstlerinnen
statt, das unter dem Motto ,reclaim and remem-
ber® stand. Gleichwohl rief das selbstbewusste
Auftreten von lbrahim Arslan bei der offiziellen
Gedenkveranstaltung am 23. November 2012 un-
ter Landes- und Lokalpolitikerlinnen auch Unver-
standnis und Irritationen hervor. So hatten offen-
kundig weder Ministerprasident Torsten Albig
(SPD) noch Landtagsprasident Klaus Schlie
(CDU) urspriinglich die Absicht, im Anschluss an
die Kranzniederlegungen in der Muhlenstralle 9
den abschlieRenden Gedenkworten von Ibrahim
Arslan, Ahmet Arslan und Servet Yilmaz beizu-
wohnen, in denen diese kritisierten, in den ver-
gangenen Jahren von Politik und Behérden kaum
Unterstiitzung erfahren zu haben (vgl. Repplinger
2012).

Ausblick

Finf Aspekte werden durch den kursorischen
Blick auf die unterschiedlichen Formen, Anspri-
che und Perspektiven des Erinnerns an Rechte
Gewalt und deren Opfer deutlich. Erstens spielen
Anerkennung und Empathie durch Staat, Politik
und Gesellschaft fir die Betroffenen von Rassis-
mus und Rechter Gewalt eine zentrale Rolle. Das
weiter oben erwahnte wahrnehmbare Unbehagen
von Torsten Albig und Klaus Schlie, an der Ge-
denkveranstaltung in Mdélin bis zum Schluss teil-
zunehmen, ist hier ebenso kritisch zu registrieren
wie die Ende November 2012 bekannt geworde-
nen Vorbehalte von Bundesprasident Gauck, sich

” Nach dem Brand“ (Dokumentarfilm, 50 Minuten),
http://www.ndr.de/fernsehen/nachdembrand109.html

mit den Angehorigen der vom NSU Ermordeten
zu treffen. Indifferenz, Desinteresse und fehlende
Anteilnahme gegenuber den Opfern von Rassis-
mus und Rechter Gewalt sind freilich nicht neu.
Der damalige Bundeskanzler Kohl lehnte bei-
spielsweise durch seinen Regierungssprecher die
Teilnahme an der Trauerfeier fir die Opfer des
Brandanschlags von Mdlin als ,Beileidstourismus*
ab (vgl. Nutt 2012). Sein Innenminister Seiters
reiste im August 1992 nicht nach Rostock, um
sich dort mit den Bewohnerlnnen des Sonnen-
blumenhauses zu solidarisieren, sondern um fur
die massive Aushdhlung des Asylrechts zu wer-
ben. Die Bewohnerlnnen der Keupstrae in Koln
erfuhren erst sieben Jahre nach dem Nagelbom-
benanschlag wertschatzende Aufmerksamkeit
durch Politik und Offentlichkeit. Indessen wich die
Trauerfeier fur die Mordopfer des NSU am 23.
Februar 2012 in Berlin an einigen Punkten von
den gangigen Strategien des Beschweigens ab.
Zum einen ging Bundeskanzlerin Merkel explizit
auf die Ausgrenzungserfahrungen der Angehori-
gen der Ermordeten ein, die ,jahrelang selbst zu
Unrecht unter Verdacht® gestanden hatten, und
bat diese um Verzeihung (vgl. Merkel 2012b).
Zum anderen waren es eben jene Angehdrigen,
besonders Imail Yozgat, Semiya Simsek und
Gamze Kubasik, die den Ablauf und die Botschaf-
ten der Trauerfeier maf3geblich durch ihre An-
sprachen pragten.

Zweitens muss das Erinnern an rechte und rassis-
tische Gewalt wesentlich mehr umfassen, als
feierliche Ansprachen politisch und gesellschaft-
lich Verantwortlicher auf Gedenkveranstaltungen
wie in Berlin, Rostock-Lichtenhagen oder Malin.
Erinnern bedeutet, nicht zuletzt im Zusammen-
hang mit den Verbrechen des NSU, die Hinter-
grinde fir das Versagen der Strafverfolgungsbe-
hérden und Inlandsgeheimdienste transparent
und lickenlos aufzuarbeiten. Erinnern heifl3t zu-
dem die historischen und aktuellen Rahmenbe-
dingungen und Resonanzrdume in den Blick zu
nehmen vor deren Hintergrund sich Rechte Ge-
walt ereignet. Eine Erinnerungskultur, die Uber die
bloRe Geste der Betroffenheit hinausweist, muss
in materieller, politischer und sozialer Hinsicht flr
die Lebensverhaltnisse von Opfern rassistischer
und rechter Gewalt Sorge tragen.

Drittens stellt Erinnerungskultur im Zusammen-
hang mit Rassismus und Rechter Gewalt keine
Beschaftigung mit Vergangenem dar, sondern ei-
ne standige Auseinandersetzung mit sich fortwah-
rend aktualisierenden individuellen, gesellschaftli-
chen oder staatlichen Hierarchisierungs- und Aus-
grenzungspraktiken. Museale Darstellungen und
Ausstellungen Uber Rechte Gewalt sind daher im-
mer auf ihre Gegenwartsbeziige hin zu befragen,
wollen sie nicht dem Eindruck einer voreiligen
Historisierung und vermeintlichen ,Bewaltigung*
des Geschehenen und seiner Ursachen Vorschub
leisten. Gleichwohl haben Ausstellungen, aber
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auch Mahnmale und Gedenktafeln oder die Be-
nennung von Strallen und Platzen, die den Op-
fern von Rassismus und Rechtsextremismus ge-
widmet sind, eine zentrale Bedeutung fur das
Erinnern, das auf diese Weise raumliche Fixpunk-
te erhalt. Zum einen bilden sie schon allein auf-
grund ihrer Materialitdt einen, wenn auch unbe-
quemen, Bestandteil des ,steinernen Stadtge-
dachtnisses” (Reichel 2005, 17). Zum anderen
sind sie oftmals das Ergebnis zaher und langwie-
riger Auseinandersetzungen um offentliche Aner-
kennung. Auch von einigen Angehdrigen der
NSU-Opfer wird der Wunsch gedullert, Strallen
und Platze nach den Ermordeten zu benennen.
Am 1. Oktober 2012 wurde in Kassel der Ha-
litplatz eingeweiht, der dem im April 2006 vom
NSU erschossenen Halit Yozgat benannt ist.
Viertens sollte sich jedoch das Erinnern an Ras-
sismus und Rechte Gewalt in seinen Ausdrucks-
formen nicht auf das ,steinerne Stadtgedachtnis”
beschranken, sondern durch eine Pluralitat der
Zugange und Praktiken gekennzeichnet sein. In
Rostock, Quedlinburg und Mollin erwiesen sich
beispielsweise Dokumentarfiime als geeignete
Gesprachsanlasse, zumal dann, wenn sie an 0f-
fentlichen Orten gezeigt wurden. Aber auch Podi-
umsdiskussionen, Zeitzeuglnnengesprache, Ta-
gungen, Theaterprojekte, Publikationen und De-
monstrationen boten und bieten die Mdglichkeit,
Erfahrungen auszutauschen, eigene Positionen
kritisch zu hinterfragen und sich mit anderen zu
vernetzen.

Flnftens kann es ohne die Stimmen und Sichtwei-
sen der Betroffenen keine kritische Erinnerungs-
kultur zu Rassismus und Rechter Gewalt geben.
Nach wie vor sind die Perspektiven, auch unter
antifaschistisch oder rassismuskritisch Engagier-
ten, oftmals von einem weil3en Paternalismus ge-
pragt. Demgegeniber haben Kien Nghi Ha und
Ibrahim Arslan eingefordert, die Opfer von Ras-
sismus und Rechter Gewalt als eigenstandige und
selbstbewusste Akteurlnnen ernst zu nehmen. Die
Geschichte des Rassismus war und ist nicht nur
durch Ausgrenzung und Unterwerfung, sondern
immer auch durch Widerstand und Selbstbehaup-
tung der Betroffenen gekennzeichnet.

Am 29. Mai 1993 kamen in Solingen durch einen
rassistischen Brandanschlag Hilya Geng, Gi-
lustan Oztiirk, Hatice Geng, Girsiin ince und
Saime Geng ums Leben. Auch dieser 20. Jah-
restag wird Anlass fur zahlreiche erinnerungskul-
turelle Initiativen sein. In Solingen werden die
Gedenkveranstaltungen vom ,Solinger Bindnis
fur Toleranz und Zivilcourage® koordiniert, die
zwischen Fruhjahr und Herbst 2013 stattfinden
sollen. Die bisherigen Planungen sehen Ausstel-
lungen, gemeinsame Gebete, Benefizkonzerte,
Demonstrationen und Fachtagungen vor. Am 29.
Mai soll es eine zentrale Veranstaltung der Stadt

Solingen mit Familie Geng geben.® Wie auch im-
mer die Veranstaltungen verlaufen werden, fest
steht schon jetzt, dass auch danach das Erinnern
an Rassismus und Rechte Gewalt kein abge-
schlossenes Kapitel sein wird.

Literatur

Arslan, lbrahim (2012a): ,Wir waren der Schand-
fleck von MélIn®, in: taz online vom 15.11.2012
Arslan, Ibrahim (2012b): ,Wir sind keine Statisten,
sondern mussen die Hauptdarsteller sein®, in:
Neues Deutschland online vom 17.11.2012

Bax, Daniel (2012): Deutschland schaut weg.
Vielen Sendern war Rostock keinen Platz wert, in:
taz online vom 27.08.2012

,ES waren nicht die bleiernen Jahre®. Interview zu
Rostock-Lichtenhagen, in: Antifaschistisches Info-
blatt, Nr. 95 (Sommer 2012), 8-11.

Ide, Robert (2012): Keine groRen Worte. Joachim
Gauck, in: Der Tagesspiegel online vom
27.08.2012

Gauck, Joachim (2012): Ansprache bei der Ge-
denkfeier ,Lichtenhagen bewegt sich“ zum 20.
Jahrestag der fremdenfeindlichen Angriffe auf das
»~sonnenblumenhaus” am 26. August 2012 in Ros-
tock

Guski, Roman (2012): Nach Rostock-Lichten-
hagen. Aufarbeitung und Perspektiven des Ge-
denkens, in: Prenzel, Thomas (Hg.): 20 Jahre
Rostock-Lichtenhagen. Kontext, Dimensionen und
Folgen der rassistischen Gewalt, Rostock, 31-52.
Lichtenhagen 2012 (2012): http://www.lichten-
hagen2012.de/index.php?id=22

Lébbert, Raoul (2012): Zeigen was war. Das
Deutsche Historische Museum will den NSU-
Terror zum Teil seiner Ausstellung machen, in:
Zeit online vom 08.09.2012

Merkel, Angela (2012a): Rede von Bundeskanzle-
rin Angela Merkel anlasslich des Festaktes ,25
Jahre Deutsches Historisches Museum® am
23.10.2012, http://bit.ly/Z90mDY

Merkel, Angela (2012b): Rede von Bundeskanzle-
rin Angela Merkel bei der Gedenkveranstaltung
fur die Opfer rechtsextremistischer Gewalt am
23.02.2012, http://bit.ly/yJPmIiG

Rechtsterrorismus und Woutbirger. DHM  will
.orandaktuell* werden. In: Die Welt online vom
19.10.2012

Reichel, Peter/Schmid, Harald (2005): Von der
Katastrophe zum Stolperstein. Hamburg und der
Nationalsozialismus nach 1945, Miinchen/Ham-
burg

Repplinger, Roger (2012): Hohles Pathos. Ge-
denken an den Brandanschlag in Molin, in: taz
online vom 24.11.2012

® Informationen Uber die geplanten Veranstaltungen zum

Gedenken an den 20. Jahrestags des Brandanschlags von
Solingen finden sich unter: http://bit.ly/UwoJ8H


http://bit.ly/Z9OmDY
http://bit.ly/yJPmiG
http://bit.ly/UwoJ8H

IDA-NRW

19 Uberblick 4/2012, 18. Jg.

Nutt, Harry (2012): Spates Verneigen. Gedenkfei-
er fur Opfer des Rechtsextremismus, in: Frankfur-
ter Rundschau online vom 22.02.2012

Literatur und Materialien ...

... zum Thema Rechtsextremismus

Benicke, Jens: Autoritat & Charakter (Centaurus
Pocket Apps, Bd. 20), Freiburg i. B.: Centaurus,
2012

Decker, Oliver/Kiess, Johannes/Brahler, Elmar:
Die Mitte im Umbruch. Rechtsextreme Einstellun-
gen in Deutschland 2012 (herausgegeben fur die
Friedrich-Ebert-Stiftung von Ralf Melzer), Bonn: J.
H. W. Dietz Nachf., 2012

Gensing, Patrick: Terror von rechts. Die Nazi-
Morde und das Versagen der Politik, Berlin: Rot-
buch, 2012

Hausler, Alexander/Killguss, Hans-Peter (Hg.):
Das Geschaft mit der Angst. Rechtspopulismus,
Muslimfeindlichkeit und die extreme Rechte in
Europa. Tagungsdokumentation (Beitrdge und
Materialien 6 der Info- und Bildungsstatte gegen
Rechtsextremismus (ibs) im NS-Dokumentations-
zentrum der Stadt Kéln), Kéln 2012

Puls, Hendrik: Antikapitalismus von rechts? Wirt-
schafts- und sozialpolitische Positionen der NPD.
Studien zur extremen Rechten, Bd. 1 (Reihe Anti-
faschistische Politik [RAP], Bd. 3), Minster: editi-
on assemblage, 2012

Staud, Toralf/Radke, Johannes: Neue Nazis. Jen-
seits der NPD: Populisten, Autonome Nationalis-
ten und der Terror von rechts, Kéln: Kiepenheuer
& Witsch, 22012

Sundermeyer, Olaf: Rechter Terror in Deutsch-
land. Eine Geschichte der Gewalt, Miinchen:
C. H. Beck, 2012

Taler, Conrad: Skandal ohne Ende. Deutscher
Umgang mit dem Rechtsextremismus (Neue Klei-
ne Bibliothek 187), KdIn: PapyRossa, 2012

. zu den Themen Rassismus, Antisemitis-
mus, Antirassismus

Amit-Cohen, Irit: Zionism and Free Enterprise.
The Story of Private Entrepreneurs in Citrus Plan-
tations in Palestine in the 1920s and 1930s (Israel
Studies in Historical Geography), Berlin/Boston/
Jerusalem: De Gruyter/Magnes, 2012

Arndt, Susan: Die 101 wichtigsten Fragen: Ras-
sismus (beck'sche reihe), Miinchen: C. H. Beck,
2012

Benz, Wolfgang: Antisemitismus und ,Islamkritik®.
Bilanz und Perspektive, Berlin: Metropol, 2011

Benz, Wolfgang fur das Zentrum fir Antisemitis-
musforschung der Technischen Universitat Berlin
(Hg.): Jahrbuch fur Antisemitismusforschung 20,
Berlin: Metropol, 2011

Benz, Wolfgang im Auftrag des Zentrums fiir Anti-
semitismusforschung der Technischen Universitat
Berlin (Hg.): Handbuch des Antisemitismus. Ju-
denfeindschaft in Geschichte und Gegenwart. Bd.
5: Organisationen, Institutionen, Bewegungen,
Berlin/Boston: De Gruyter Saur, 2012

Berliner Entwicklungspolitischer Ratschlag e. V.
(BER) (Hg.): Wer anderen einen Brunnen grabt ...
Rassismuskritik/Empowerment/Globaler Kontext,
Berlin 2012

Bilger, Wenzel: Der postethnische Homosexuelle.
Zur Identitat ,schwuler Deutschtiirken* (Queer
Studies, Bd. 5), Bielefeld: transcript, 2012

Gebhardt, Richard/Klein, Anne/Meier, Marcus
(Hg.): Antisemitismus in der Einwanderungsge-
sellschaft. Beitrage zur kritischen Bildungsarbeit.
Unter Mitarbeit von Dominik Clemens, Weinheim/
Basel: Beltz Juventa, 2012

Mappes-Niediek, Norbert: Arme Roma, bése Zi-
geuner. Was an den Vorurteilen Gber die Zuwan-
derer stimmt, Berlin: Ch. Links, 2. durchgesehene
Aufl., 2012

Schéuble, Barbara: ,,Anders als wir“. Differenzkon-
struktionen und Alltagsantisemitismus unter Ju-
gendlichen. Anregungen flr die politische Bildung,
Berlin: Metropol, 2012

Schediwy, Dagmar: Ganz entspannt in Schwarz-
Rot-Gold? Der Neue deutsche FuBballpatriotis-
mus aus sozialpsychologischer Perspektive (So-
zialpsychologie, Bd. 1), Minster: LIT, 22012

Schmidt-Wulffen, Wulf: ,Ten Little Niggers“. Racial
Discrimination in Children's Books (Kulturwissen-
schaft/Cultural Studies/Estudios Culturales/Etudes
Culturelles, Bd. 41), Minster: LIT, 2012

Wiedemann, Charlotte: Vom Versuch, nicht weil3
zu schreiben. Oder: Wie Journalismus unser Welt-
bild pragt (Neue Kleine Bibliothek 181), KdIn: Pa-
pyRossa, 2012

Zuckermann, Moshe: Wider den Zeitgeist Bd. |.
Aufsatze und Gesprache tber Juden, Deutsche,



IDA-NRW

20 Uberblick 4/2012, 18. Jg.

den Nahostkonflikt und Antisemitismus (LAIKA-
theorie, Bd. 19), Hamburg: Laika, 2012

... zum Thema NS-Vergangenheit

Kubler, Elisabeth: Europaische Erinnerungspolitik.
Der Europarat und die Erinnerung an den Holo-
caust (Erinnerungskulturen/Memory Cultures, Bd.
1), Bielefeld: transcript, 2012

Wistrich, Robert Solomon (Hg.): Holocaust Denial.
The Politics of Perfidy, Berlin/Boston/Jerusalem:
De Gruyter/Magnes, 2012

... zu den Themen Migrationsgesellschaft und
Migrationspadagogik

Bereswill, Mechthild/Rieker, Peter/Schnitzer, Anna
(Hg.): Migration und Geschlecht. Theoretische An-
naherungen und empirische Befunde (Geschlech-
terforschung), Weinheim/Basel: Beltz Juventa,
2012

Bota, Alice/Pham, Khué/Topcu, Ozlem: Wir neuen
Deutschen. Wer wir sind, was wir wollen, Reinbek
bei Hamburg: Rowohlt, 22012

Czollek, Leah Carola/Perko, Gudrun/Weinbach,
Heike (Hg.): Praxishandbuch Social Justice und
Diversity. Theorien, Training, Methoden, Ubungen
(Padagogisches Training), Weinheim/Basel: Beltz
Juventa, 2012

Heitzmann, Daniela/Klein, Uta (Hg.): Diversity
konkret gemacht. Wege zur Gestaltung von Viel-
falt an Hochschulen (Diversity und Hochschule),
Weinheim/Basel: Beltz Juventa, 2012

Karakasoglu, Yasemin/Hiesserich, Hans-Georg
(Hg.): Migration und Begabungsférderung (Otto
Benecke Stiftung e. V. (Hg.): Beitrage der Akade-
mie fur Migration und Integration, Heft 12), Géttin-
gen: V&R unipress, 2010

Katholische Bundesarbeitsgemeinschaft flir Erwa-
chsenenbildung (KBE) (Hg.): EB Erwachsenenbil-
dung. Vierteljahresschrift fur Theorie und Praxis,
Themenheft Interkulturelle Bildung®, 58. Jg.,
1/2012, Bielefeld: W. Bertelsmann (wbv), 2012

Klein, Uta/Heitzmann, Daniela (Hg.): Hochschule
und Diversity. Theoretische Zugange und empiri-
sche Bestandsaufnahme (Diversity und Hoch-
schule), Weinheim/Basel: Beltz Juventa, 2012

Koch, Annika: Abenteuer mit Migrantinnen & Mi-
granten. Ein erlebnisorientiertes Konzept fir die
Interkulturelle Arbeit (Reihe Padagogik, Bd. 45),
Freiburg i. B.: Centaurus, 2012

Kosan, Umet: Interkulturelle Kommunikation in der
Nachbarschaft. Analyse der Kommunikation zwi-
schen den Nachbarn mit tirkischem und deut-
schem Hintergrund in der Dortmunder Nordstadt
(Gender and Diversity, Bd. 7), Freiburg i. B.: Cen-
taurus, 2012

Tietze, Nikola: Imaginierte Gesellschaft. Zugeho-
rigkeiten und Kritik in der europaischen Einwande-
rungsgesellschaft, Hamburg: Hamburger Edition
HIS, 2012

Wonisch, Regina/Hibel, Thomas (Hg.): Museum
und Migration. Konzepte — Kontexte — Kontrover-
sen (Kultur- und Museumsmanagement), Bielfeld:
transcript, 2012

... zu den Themen Jugendarbeit und Jugend-
hilfe

Alshut, Marlene: Gender im Mainstream? Ge-
schlechtergerechte Arbeit mit Kindern und Ju-
gendlichen (Gender and Diversity, Bd. 8), Frei-
burg i. B.: Centaurus, 2012

Jagusch, Birgit/Sievers, Britta/Teupe, Ursula
(Hg.): Migrationssensibler Kinderschutz. Ein
Werkbuch (Internationale Gesellschaft fir erziehe-
rische Hilfen (IGfH) (Hg.): Grundsatzfragen, Bd.
49), Frankfurt a. M.: IGfH-Eigenverlag, 2012

Picot, Sibylle: Jugend in der Zivilgesellschaft.
Freiwilliges Engagement Jugendlicher im Wandel,
Gutersloh: Verlag Bertelsmann Stiftung, 2012



	Kein abgeschlossenes Kapitel:
	Weiße Erinnerungskulturen? 
	Ausblick
	Literatur


